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§ 1. 

Begriff and Vorgang der Nataralisation. Begriff der 
Erforsehang der rechtlichen Natur. Geschichtliches. 

Nach dem Reichsgesetz vom 1. Juni 1870 über 
„die Erwerbung und den Verlust der Reichs- und Staats- 
angehörigkeit" versteht man unter Naturalisation die 
Verleihung der Staatsangehörigkeit^) an Reichsaus- 
länder *). Sie ist ein Institut des öffentlichen Rechtes, 
denn sie schafft Rechtsbeziehungen zwischen dem ein- 
zelnen und dem Staat als Obrigkeit. Diejenigen Normen 
aber, welche die Beziehungen des einzelnen zum Staat 
als Obrigkeit regeln sollen, gehören zum öffentlichen 
Recht. Die Naturalisation vollzieht sich folgender- 
massen: Der Naturalisationserwerber stellt bei der 
Landesbehörde den Antrag auf Verleihung der Staats- 
angehörigkeit. Die Behörde tritt alsdann in eine Prü- 
fung darüber ein, ob die gesetzlichen Vorbedingungen 
für die Verleihung gegeben sind. § 8 des vorerwähnten 
Gesetzes verlangt in dieser Hinsicht 1. Dispositions- 



1) sowohl Reichs- als auch Einzelstaatsangehörigkeit. 
Erstere ist durch letztere bedingt, entsteht durch letztere. 
Einzelstaatsangehörigkeit ist primär, Reichsangehörigkeit se- 
kundär. 

2) DieVerleihung der Staatsangehörigkeit an einen Reichs- 
inländer (der bereits eine deutsche Staatsangehörigkeit hat) 
bezeichnet das Gesetz als Aufnahme. 
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fähigkeit des Gesuchstellers nach dem Recht seiner 
bisherigen Heimat bezw. Konsens von Vater oder Vor- 
mund; 2. unbescholtenen Lebenswandel; 3. Wohnung 
am Ort der beabsichtigten Niederlassung; 4. Fähigkeit, 
sich und seine Angehörigen zu ernähren. Diese reichs- 
rechtlichen Voraussetzungen können von den Einzel- 
staaten noch erweitert, jedoch nicht eingeschränkt 
werden. Treffen die Voraussetzungen zu, so darf die 
Naturalisation stattfinden. Will die Behörde nun natu- 
ralisieren, so fertigt sie eine Urkunde aus, in der aus- 
gesprochen ist, dass der Antragsteller die Staats- 
angehörigkeit erworben hat. Diese Urkunde wird dem 
Antragsteller ausgehändigt. Mit dem Zeitpunkte ihrer 
Aushändigung werden alle mit der Staatsangehörigkeit 
verbundenen Rechte und Pflichten begründet. 

Die rechtliche Natur eines Rechtsaktes erforschen 
heisst die Form seiner rechtlichen Erscheinung in ihre 
einzelnen Elemente zerlegen und so unter allgemeinere 
Rechtsbegriffe subsumieren. Die Darlegung der recht- 
lichen Natur der Naturalisation nach Deutschem Reichs- 
staatsrecht hat demgemäss zur Aufgabe die Beant- 
wortung der Frage: Unter welchem rechtlichen All- 
gemeinbegriff erscheint der Akt der Naturalisation 
nach Deutschem Reichsstaatsrecht? 

Die Entstehungsgeschichte der Naturalisation führt 
zurück in die für Deutschland bedeutungsvolle Zeit 
der Wende des 18. zum 19. Jahrhundert und der ersten 
Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts, welche eine reichere 
Ausgestaltung des Inhaltes der Staatsangehörigkeit 
brachte. Mit dieser Entwicklung des Staatsangehörig- 
keitsinhaltes hängt die Entstehung der Naturalisation 
zusammen. Damals gelangte die allgemeine Wehr- 
pflicht zur Einführung. Der damit beabsichtigte Zweck 
3tetiger Sicherheit des Staates nach aussen liess sich 
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aber nur dann erreichen, wenn der Kreis der zum 
Militärdienste verpflichteten Personen nach leicht er- 
kennbaren und zuverlässigen Merkmalen in Kürze sich 
bestimmen liess. In jener Zeit vollzog sich auch die 
Umbildung des bisher beschränkten Wohnrechtes zu 
einem unbeschränkten, da sich im partikularen Völker- 
rechte der Satz Geltung verschaffte, dass Ausweisung 
und Auslieferung eines Staatsangehörigen nicht mehr 
zulässig seien. Bei der dadurch zu erwartenden hau- 
figeren Berufung auf Staatsangehörigkeit musste für 
streitige Fälle gleichfalls die Möglichkeit einer leicht 
und zuverlässig zu bewerkstelligenden Feststellung der 
Staatsangehörigkeit gegeben sein. Jene Zeit war es 
endlich, welche die Erweckung des Staatsbürgerrechtes 
zu neuem Leben braphte. Für den Staat sowohl als 
auch für den Bürger musste es von Wichtigkeit sein, 
Kenntnis darüber zu haben, wer zur Anteilnahme an 
der Führung der Staatsgeschäfte berechtigt war, und 
im Falle der Unsicherheit sich darüber leicht und 
zuverlässig Gewissheit schaffen zu können. Fest- 
stellungen in dieser Hinsicht zu treffen, war jedoch 
bei dem damaligen Kechtszüstande mit Schwierig- 
keiten verbunden. Die Staatsmitgliedschaft war, von 
familienrechtlichen Erwerbsgründen abgesehen, von 
der Niederlassung im Staate abhängig, und zwar ent- 
weder von einer solchen mit ausdrücklicher Erlaubnis 
der Polizei oder einer solchen, die mehrere Jahre ge- 
dauert hatte ^). Etwaige Erhebungen erforderten also 
bei der ersteren die umständliche und sehr schwierige 
Feststellung der Absicht dauernden Verbleibens, bei 



1) Vgl. Rehm, Der Erwerb von Staats- und Gemeinde- 
angehörigkeit in geschichtlicher Entwicklung nach römischem 
und deutschem Staatsrecht (Annalen 1892 S. 217). 
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der letzteren die zeitraubende Feststellung über den 
Beginn des Aufenthaltes im Lande und dessen ununter- 
brochene Dauer. Die Beseitigung der persönlichen 
Abhängigkeit der Bauern^ der inneren und äusseren 
Nachsteuer hafte ferner die rechtliche Möglichkeit eines 
schnelleren und häufigeren Aüfenthaltswechsels ge- 
geben, welche den Staatsangehörigen instand setzte, 
öfter als bisher die Staatsangehörigkeit zu wechseln, 
und so eine Unsicherheit dieses Status zur f'olge hatte. 
Da eine Unsicherheit aber mit der inhaltlichen Ent- 
wicklung der Staatsangehörigkeit unverträglich war, 
hat der Staat, den veränderten Verhältnissen Rech- 
nung tragend, die Niederlassung im Lande der Eigen- 
schaft eines Erwerbsgrundes der Staatsangehörigkeit 
entkleidet und an ihre Stelle die ausdrückliche Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit gesetzt, welche die 
Eigenschaft der Staatsangehörigkeit unabhängig von 
der Niederlassung zur Entstehung bringt. Sie ist ein- 
geführt in Bayern durch das Indigenatsedikt vom 
6. Januar 1812, in Württemberg durch die Verfassungs- 
urkunde vom 29. September 1819, in Hessen gleich- 
falls durch die VerfassuiQgsurkunde vom 17. Dezember 
1820, in Preussen durch das Gesetz vom 31. Dezember 
1842, vorher jedoch schon durch die Verwaltungspraxis, 
in Mecklenburg-Schwerin durch die Verordnung vom 
1. Januar 1853, im Norddeutschen Bunde durch das 
Gesetz vom 1. Juni 1870, welches am 1. Januar 1871 
Gesetz des Deutschen Reiches wurde ^). 

Die Frage nach der rechtlichen Natur der Natu- 
ralisation ist nicht neu. Sie hat nach der Einführung 
des neuen Rechtsinstitutes in der Wissenschaft nicht 
lange auf sich warten lassen. Von Schmitthenner 



1) Vgl. Rehm, Annalen 1892 S. 230 ff. 
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ist sie zum ersten Male in den „Grundlinien des all- 
gemeinen oder idealen Staatsrechtes, Giessen 1845" 
aufgeworfen worden, der daselbst ^) ausspricht, dass 
die Verleihung der Staatsangehörigkeit durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag erfolge. Zum Gegen- 
stande lebhafter Erörterung ist sie allerdings erst in 
neuerer Zeit geworden, nachdem Lab and sie für das 
Deutsche Staatsrecht in seinem „Staatsrecht des Deut- 
schen Reiches, 1876" ^) dahin beantwortet hat, der 
Naturalisationsakt sei ein zweiseitiges Rechtsgeschäft. 



§2. 

Die Streitfrage und ihre praktische Bedeutung. 

Über die rechtliche Natur des Naturalisations- 
aktes wird in der Wissenschaft lebhaft gestritten. Zwei 
Theorien stehen sich gegenüber. Nach der einen ist 
die Naturalisation ein Vertrag zwischen Staat und 
Einzelperson, nach der andern ein Hoheitsakt. Was 
soll das besagen? Unter Vertragt) versteht man jede 
erklärte Willensvereinigung zweier oder mehrerer 
Parteien, welche die Begründung, Änderung oder Auf- 
hebung eines Rechtsverhältnisses bezweckt und ver- 
ursacht. Er kommt in der Weise zustande, dass der 
von der einen Partei erklärte Wille (Antrag) von der 
andern Partei ergriffen und festgehalten wird (An- 
nahme). So im Zivilrecht. Das öffentliche Recht hat 
keinen hiervon abweichenden Vertragsbegriff: Zivil- 
rechtlicher und publizistischer Vertrag unterscheiden 



1) S. 316, 462. 

2) S. 166, Bd. I, 1. Aufl. 

3) Mit dem Vertragsbegriff deckt sich der Begriff „Eini- 
gung", der sich im Sachen- und Familienrecht des BGB. findet. 
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sieh ihrem Wesen nach nicht. Abweichend ist aller- 
dings der von Otto Mayer^) in das öffentliche Recht 
hineingetragene Begriff des „öffentlich-rechtlichen Ver- 
trages". Er versteht darunter rechtliche Akte zwischen 
Staat und Einzelperson, deren Vornahme von der Zu- 
stimmung der Einzelperson abhängig ist, die äusser- 
lich demnach die Gestalt eines Vertrages, wie er vor- 
her definiert wurde, haben, deren Rechtswirksamkeit 
aber lediglich in dem Willen des Staates wurzelt, die 
innerlich daher wahre Verträge nicht sind. Dieser 
Begriff ist jedoch in der Literatur nicht akzeptiert 
worden. Jedenfalls liegt er nicht der Vertragstheorie 
zugrunde, wie deren Hauptvertreter Laband mit den 
Worten zu erkennen gibt: „D^r Begriff (des Vertrages) 
ist kein privatrechtlicher, sondern ein allgemeiner 
Rechtsbegriff" ^). 

Hoheitsakt ist Handeln auf Grund hoheitlicher 
Macht. Hoheitliche Macht ist Herrschaft. Herrschen 
heisst auf Grund unbeschränkbarer Gewalt auf andere 
einseitig bestimmend einwirken können. Eine solche 
Gewalt steht nur dem Staat als Obrigkeit über den 
einzelnen zu. Der Hoheitsakt ist daher eine obrig- 
keitliche Willensäusserung des Staates, durch die der 
Staat über den davon betroffenen einzelnen einseitig 
bestimmt> Der Hoheitsakt ist nicht identisch mit dem 
Verwaltungsakt. Der Verwaltungsakt ist lediglich 
die Ausdrucksweise für den staatlichen Willen. Wie 



1) Theorie des französischen Verwaltungsrechtes S. 290 ff. 
und Archiv für öffentl. Recht III S. 3 ff. ' 

2) 4. Aufl. S. 421 bei (Jer Reichsbeamten-Anstellung, hin- 
sichtlich deren rechtl. Natur die gleiche Streitfrage herrscht. 
Auch Jellinek S. 198 „Als universelle Rechtsform ist er (der 
Vertrag) auch im öffentlichen Recht zu finden* (System der 
subj. öff. Rechte S. 198). 
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bei dem Mensehen durch Sprache und Erklärungs- 
handlungen, so wird beim Staate durch den Ver- 
waltungsakt der Wille der Aussenwelt vermittelt. 
Der Verwaltungsakt kann einen hoheitlichen Willen 
oder einen nicht hoheitlichen Willen (wie bei dem Ab- 
schluss von Staatsverträgen und allen staatlichen 
Willensäusserungen auf privatrechtlichem Gebietö) in 
sich bergen. Ob das eine oder das andere der Fall 
ist, lässt der Verwaltungsakt nicht erkennen, ist viel- 
mehr Gegenstand besonderer Untersuchung^). 

Beide Theorien sprechen die Naturalisation als 
ein Rechtsgeschäft an*). Nach dem Vorgesagten muss 
sie bei der Vertragstheorie als zweiseitiges Rechts- 
geschäft erscheinen, da „Vertrag" und „zweiseitiges 
Rechtsgeschäft" identische Begriffe sind; bei der 
Theorie vom Hoheitsakt als einseitiges Rechtsgeschäft, 
da im Hoheitsakt begrifflich nur ein Wille — der 
Staatswüle — wirken kann. 

Der Streit der beiden Theorien dreht sich also 
darum, ob die Naturalisation unter den allgemeinen 
Rechtsbegriff des zweiseitigen oder einseitigen Rechts- 
geschäftes zu subsumieren ist. 

Die Streitfrage ist nicht ohne praktischen Wert. 
Für die Begründung und Rückgängigmachung der 



1) a. A. OttoMayer, Deutsches Verwaltungsrecht I S. 95: 
„Der Verwaltungsakt ist ein der Verwaltung zugehöriger obrig- 
keitlicher Ausspruch, der dem Untertanen gegenüber im Einzel- 
fall bestimmt, was für ihn Hechtens sein soll". Die hier ver- 
tretene Ansicht scheint den Ausführungen bei J ellin ek Gesetz 
und Verordnung S. 221 und La band TI S. 175 ff. gleichfalls zu- 
grunde zu liegen. 

2) Für die Theorie vom Hoheitsakt ausgesprochen bei 
Dantscher v. Kollesberg III S. 73/74 und Otto Mayer, Ar- 
chiv f. öff . Recht S. 44. 
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Naturalisation ist es von erheblicher Bedeutung, ob 
sie durch Vertrag oder Hoheitsakt zustande kommt. 
Als Vertrag ist ihre Begründung davon abhängig, dass 
kein Dissens vorliegt, dass der Naturalisationserwerber 
nicht willensunfähig ist, ihre Rückgängigmachung zB. 
im Falle eines Dolus seitens des Staates auch durch 
den Naturalisationserwerber möglich. Als Hoheitsakt 
dagegen ist ihre Begründung an nichts anderes ge- 
bunden, als an die form- und zuständigkeitsgerechte 
Verleihung, während die Rückgängigmachung nur dem 
Staate zusteht. Vom Standpunkt des geltenden deut- 
schen Reichsstaatsrechtes aus betrachtet ist der Streit 
jedoch belanglos. Wie später nachzuweisen sein wird, 
will das Gesetz vom 1. Juni 1870, dass mit der ein- 
mal vollzogenen Aushändigung der Urkunde die Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit endgültig begründet 
sein soll. Dabei ist ganz gleichgültig, ob die Begrün- 
dung im Wege des Vertrages oder Hoheitsaktes vor 
sich gehtM. Im Falle einer Neuregelung des Rechts- 
institutes der Naturalisation wird jedoch, da mit dem 
alten Gesetz auch dieser Grundsatz fällt, auch für 
das deutsche Reichsstaatsrecht die Streitfrage prak- 
tisch. Insofern streitet man sich auch für das deutsche 
Reichsstaatsrecht keineswegs „um des Kaisers Bart**. 



1) a. A. Born hak I S. 251: „Die praktische Eonsequenz 
der Verwerfung des Vertragsstandpunktes liegt darin, dass, 
wenn etwa entgegen der als rein Instruktionen aufzufassenden 
Vorschrift des Gesetzes jemandem die Staatsangehörigkeit ohne 
oder gegen seinen Willen verliehen war, der Betreffende bis 
zur Rückgängigmachung des Verleihungsaktes durch Entlassung 
Inländer wäre**. 
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§3. 
Die Begründung beider Theorien in der Literatur. 

1. Die Vertreter der Vertragstheorie, zu denen 
Laband*), SeydeP), von Sarwey»), Jellinek^), 
Rehra^), Rosin^), Gareis') und Löning®) zählen, 
geben verschiedene Begründungen für ihre Ansicht. 
So sagt Lab an d^), es genüge nicht, dass der Auf- 
zunehmende sich die einseitige Verleihung der Staats- 
angehörigkeit gefallen lasse, sie ausdrücklich oder 
stillschweigend genehmige, sondern die wesentliche 
und unerlässliche Voraussetzung der Verleihung sei 
ein ordnungsmässiger Antrag, eine ausdrückliche 
Willenserklärung, eine rechtsgeschäftliche Mitwirkung 
des Aufzunehmenden; daraus folge der Vertrag, weil 
zum Begriffe eines Vertrages nichts anderes gehöre, als 
der Konsens zur Begründung eines Rechtsverhältnisses; 
seine Analogie finde dieser Vertrag auf dem Gebiete 
des Privatrechtes in den Familienverträgen, insbeson- 
dere in der Adoption. 

Dem beistimmend schreibt Seydel, bei der vor- 
liegenden Willensübereinstimmu^g wäre schwer zu 
sagen, was man in solchen Fällen denn anders an- 
nehmen solle, vorausgesetzt, dass es sich um eine 



1) I S. 153 ff. 

2) Bayrisches Staatsrecht 1. Aufl. I S. 526. 

3) I S. 165 ff. 

4) S. 198 ff. System »der subj. öff. Rechte. 

5) Annalen 1885 S. 119 in dem Aufsatz: Die rechtliche 
Natur des Staatsdienstes nach Deutsch. Staatsrecht. 

6) Annalen 1883 S. 299. 

7) in Marquardsens Handbuch des Öffentl. Rechtes Bd. I, 
S. 143 und 165. 

8) S. 246. 

2 
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freie Willensübereinstimmung handele; letzteres sei 
aber wesentlich, und darum könne Labands Auf- 
fassung da nicht zutreffend sein, wo ein gesetzlicher 
Anspruch auf Verleihung der Staatsangehörigkeit be- 
stehe, denn eine Verleihung der Staatsangehörigkeit 
kraft gesetzlicher Notwendigkeit sei so wenig ein 
Vertragsschi uss wie etwa die Abtretung von Grund- 
eigentum bei der Enteignung ein Verkauf. 

von Sarwey nennt die Naturalisation ein zwei- 
seitiges Rechtsgeschäft, welches nur durch eine schrift- 
liche Urkunde, die Verleihungsurkunde, und deren 
Ajashändigung perfekt werde ; die Annahme dieser gelte 
als Einwilligung in die Aufnahme. 

Die drei genannten Schriftsteller erblicken also 
in der Naturalisation aus dem Grunde einen Vertrag, 
weil zwischen Staat und Einzelperson über die Auf- 
nahme eine Willensübereinstimmung vorliegt. Nicht 
hierauf fussen Jellinek, Rehm und Gareis. Sie 
erklären den Naturalisationsakt deshalb für einen Ver- 
trag, weil sie den Vertrag als den einzigen rechtlichen 
Erwerbsgrund erachten, der für die Staatsangehörig- 
keit in Betracht kommen kann. Diese Auffassung 
stützt sich auf die Erwägung, dass im Rechtsstaate 
der Staat dem einzelnen bei Aufrechterhaltung der 
bestehenden Rechtsordnung Pflichten nur dann auf- 
erlegen könne, wenn die Übernahme der Pflichten ge- 
setzlich vorgeschrieben sei, andernfalls, da alsdann der 
einzelne einen Anspruch auf Freiheit von gesetzlichem 
Zwang habe, nicht mehr einseitig, sondern in der 
Weise, dass er sich dessen Willen dienstbar mache, 
und das könne nur durch Vertrag geschehen; nun 
begründe die Naturalisation ausser Rechten auch 
Pflichten; deren Übernahme d. h. der Eintritt in den 
Staatsverband sei gesetzlich nicht geboten ; es beruhe 
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daher auf dem freien Willen des einzelnen, ob er in 
den Staatsverband eintreten wolle; diesen Willen 
könne der Staat nur im Wege des Vertrages binden. 

Wie in der Begründung, so zeigt sich auch in 
der Art der Vertragskonstruktion bei den Vertretern 
der Vertragstheorie eine Verschiedenheit. Darin sind 
sich zwar alle einig, dass die zum Vertrage führende 
Willenserklärung seitens des Staates in der Aushän- 
digung der Verleihungsurkunde liegt. Die Willens- 
erklärung des Naturalisationserwerbers aber sehen 
Laband und von Sarwey in dem Antrage auf Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit, in dem sie die vor- 
her erklärte Annahme der Naturalisation erblicken, 
während sich nach Rehm, Gareis und Jellinek 
der Wille des einzelnen, Staatsbürger zu werden, in 
der Annahme der Verleihungsurkunde offenbaren soll. 
Rehm, Rosin und Jellinek konstruieren ferner nur 
das Entstehen der Staatsangehörigkeit als Vertrag, 
nicht auch das Bestehen. 

2. Gleich der Vertragstheorie entbehrt auch die 
Theorie vom staatlichen Hoheitsakt einer einheitlichen 
Begründung durch ihre Vertreter, zu denen Milner^), 
Zorn^), Dantscher von Kollesberg^), Georg 
Meyer*), Otto Mayer^), Bornhak^), Radnitzky') 
und das Preussische Oberverwaltungsgericht®) zählen. 



1) S. 13 ff. 

2) I S. 357. 

3) III. Lieferang S. 79. 

4) Staatsrecht S. 200 Anm. 8. 

5) Archiv für öffentliches Recht III S. 46/47. 

6) I S. 251. 

7) S. 60 ff. 

8) Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichtes Bd. XIII 
S. 414 und XXVIl S. 413. 
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Milner hält die Naturalisation für einen einseitigen 
Akt des Staates, dem eine präparatorische, vertrags- 
mässige Handlung zwischen Staat und Individuum 
vorhergeht; dass die Verleihung lediglich auf dem 
Willen des Staates beruht, folgert er daraus, dass sie 
aus dem völlig freien Entschluss des Staates hervor- 
geht, der allerdings durch einen vertragsmässigen 
Akt — bestehend aus dem Aufnahmegesuch des Natu- 
ralisationserwerbers und dem Beschluss der Behörde, 
dem Gesuch stattzugeben — angebahnt werde. 

^Die Beweisführung von Zorn ist teilweise die 
gleiche. Er sagt, niemand habe ein Recht auf Natu- 
ralisation, der ersuchte Staat könne das Gesuch nach 
freiem Ermessen abweisen, die Naturalisation sei daher 
kein Vertrag, sondern ein staatlicher Hoheitsakt. Er 
deutet weiterhin einen geschichtlichen Nachweis an, 
indem er auf die römische Zivitätsverleihung verweist ^). 
Diese ist bei Pernice, Formelle Gesetze 2) wie folgt 
geschildert: „Die Erhebung in den Bürgerstand er- 
folgte in Rom zur Zeit der Republik durch eine lex 
lata d.h. durch ein in* den Comitien regiertes Gesetz. 
Diese Form erhielt sich selbst dann noch, als sich 
das Staatsbürgerrecht immer mehr zum Reichsbürger- 
recht ausdehnte. Dies erklärt sich dadurch, dass es 
keine gesetz- oder auch nur gewohnheitsmässige 
Normen für die Erlangung des Bürgerrechtes gab; sie 
mussten immer im besonderen Falle festgestellt wer- 
den. Die Fragen der persönlichen Würdigkeit und 
der politischen Zweckmässigkeit wurden immer von 
neuem geprüft. So enthält also jede Civitätsverleihung 
die Aufstellung eines Rechtssatzes."/ 



1) I S. 357 Anra. 15 am Ende. 

2) S. 23. 
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Den dadurch von Zorn zum Ausdruck gebrachten 
Gedanken, dass die Zivitätsverleihung in Rom deshalb 
ein einseitiger Akt des Staates gewesen sei, weil sie 
durch ein Gesetz erfolgte, verwertet auch Dantscher 
von KoUesberg. Nach seiner Ansicht tritt die recht- 
liche Natur der Naturalisation als eines einseitigen 
öffentlichen Rechtsgeschäftes besonders deutlich in 
jenen Staaten hervor, in denen die Naturalisation durch 
ein Gesetz erfolgt, wie z. B. in Dänemark, Norwegen, 
Belgien, Niederlande, Luxemburg, Italien und Spanien. 
Er stimmt weiterhin aber auch mit Zorn und Mi In er 
überein, wenn er schreibt, die Naturalisation sei ebenso 
ein einseitiger Verwaltungsakt, wie die auf Ersuchen 
des Staatsbürgers bewilligte Entlassung aus dem Staats- 
verbande, wo dieselbe im Ermessen der Verwaltungs- 
behörde liegt, als solche erscheine. Einen Vertrag 
als Rechtsgrund der Naturalisation glaubt er schliess- 
lich aus dem Grunde nicht annehmen zu können, 
weil das Gesuch des Naturalisationserwerbers um Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit nicht eine Mitursache 
des den neuen Zustand erzeugenden Aktes sei, und 
deshalb die Willensübereinstimmung beider Beteiligten 
fehle; weil ferner die Annahme der Verleihungs- 
urkunde irrelevant sei und daher eine durch kon- 
kludente Handlung erklärte Annahme der Naturali- 
sation nicht enthalte. In dem Gesuch liegt nach seiner 
Meinung weder eine Offerte, noch ein Versprechen, 
insbesondere nicht das Versprechen der Erfüllung der 
staatsbürgerlichen Pflichten, da dies nicht erklärt 
und zudem überflüssig sei, weil dem Gesuchsteller 
diese Verpflichtung ohne seinen Willen als Wirkung 
der Aufnahme erwachse. Der Annahme der Urkunde 
spricht er jede Bedeutung ab, weil ohne sie bereits 
vorher die Aufnahme vollzogen sei, die Annahme der 
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Urkunde daher nur als die Erklärung aufgefasst wer- 
den könne, Staatsbürger bleiben zu wollen, die Nicht- 
annahme aber keinen Einfluss auf die Perfektion des 
Verleih ungsaktes, höchstens die Bedeutung eines Ver- 
zichtes auf die verliehene Staatsangehörigkeit habe. 

Gleichfalls auf den Mangel rechtserzeugender 
Wirkung des Willens des Naturalisationserwerbers 
stützt sich Georg Meyer, wenn er die Naturalisation 
deshalb für einen einseitigen Akt des Staates erklärt, 
weil der Antrag des einzelnen auf Verleihung kein 
integrierender Bestandteil des Verleihungsaktes, son- 
dern nur eine Voraussetzung für die Vornahme des- 
selben sei. Ebenso argumentiert das Preussische Ober- 
verwaltungsgericht, welches unter Bezugnahme auf 
Georg Meyer in der Entscheidung Band XIII S. 414 
ausspricht: „Die Naturalisation stellt sich rechtlich als 
ein Verwaltungsakt in Ausübung der Staatshoheit dar.** 

Radnitzki geht in gleicher Weise vor, wenn 
er die Entscheidung der Streitfrage darauf zurück- 
führt, ob die Willenserklärung des Naturalisatious- 
erwerbers Mitursache oder Voraussetzung des recht- 
lichen Erfolges — des Erwerbes der Staatsangehörig- 
keit — ist und den Antrag für eine Voraussetzung, 
die Annahme der Urkunde als die Konstatierung der 
Tatsache, dass die Voraussetzung nicht in Wegfall 
gekommen ist, hält und zwar aus psychologischen 
Gründen. Als psychologische Gründe, welche in Be- 
tracht kommen, um von vielen Voraussetzungen eines 
Erfolges eine oder mehrere bestimmte als Ursache 
oder Mitursache anzusprechen, bezeichnet er die Denk- 
gewohnheit des Menschen, zuletzt eingetretene und 
durch menschliche Tat eingetretene Voraussetzungen 
als Ursache des Erfolges anzusehen; denn liege die 
Mitwirkung eines Menschen vor, führt er aus, so werde 
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nach der Gewohnheit des normalen menschlichen 
Denkens die durch ihn gesetzte Voraussetzung als 
Ursache angesehen, einmal weil der Mensch im Mittel- 
punkt des ganzen Lebens stehe und ferner mit Rück- 
sicht auf die ünberechenbarkeit des menschlichen 
Willens im Vergleich zu den Naturtatsachen; eine 
analoge Gewohnheit finde sich in staatlichen Dingen; 
im Vergleich zu dem menschlichen Willen sei der- 
jenige des Staates auch ein unberechenbarer, da der 
einzelne sich der Willensvorgänge in seinem Innern 
bewusst sei und dadurch die Möglichkeit besitze, 
fremde Willensakte bis zu einem gewissen Grade zu 
berechnen und zu beurteilen, während eine solche 
Handhabe bei dem Staatswillen, der nicht durch Moti- 
vation zu Stande komme, sondern die Resultante aus 
dem Widerstreit der verschiedensten Interessen und 
Meinungen darstelle, nicht geboten sei; gegenüber 
dem menschlichen Willen sei der Wille des Staates 
somit etwas Fremdes, Unvermitteltes, er habe daher 
den Vorzug bei der Auswahl der Ursache; dies auch 
aus dem weiteren Grunde, weil wie der Mensch im 
täglichen Leben so der Staat in staatlichen Dingen 
im Vordergrund stehe; schliesslich komme hinzu, dass 
der Staat die letzte Handlung bei dem Verleihungs- 
akte vornehme, da zuerst der Antrag des Gesuch- 
stellers komme und erst dann der Staat in der Lage 
sei, seinen Willen zu äussern, ihm somit das letzte 
und nach menschlicher Denkgewohnheit entscheidende 
Wort beigelegt sei; das letzte Wort in der Annahme 
der Verleihungsurkunde zu erblicken und so dem 
Naturalisationserwerber zuzuschreiben, gehe um des- 
willen nicht an, weil die Aushändigung der Verleihungs- 
urkunde ein rein formaler Vorgang sei, der lediglich 
im Gegensatz zur Absendung, zur blossen Kenntnis 
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vom Dasein und Inhalt der Urkunde stehe, aber keine 
materiellrechtliche Willenserklärung in sich berge. 

Die Unmöglichkeit eines Vertrages folgern Born- 
hak und Otto Mayer daraus, dass Staat und Einzel- 
person sich bei der Naturalisation nicht als gleich- 
gestellte Kontrahenten gegenüberstehen, wie dies bei 
einem Vertrage erforderlich sei. Otto Mayer, der 
die Naturalisation einen öffentlich-rechtlichen Vertrag ^) 
nennt, verneint die Gleichberechtigung deshalb, weil 
im öffentlichen Recht der Staat einem jeden, auch dem 
Ausländer, der sich bei ihm niederlasse, gegenüber 
nur der herrschende Teil sei, der einzelne aber der 
gehorchende, der Naturalisationserwerber sich daher 
dem Staate gegenüber im Zustande der Subordination 
befinde, der ihm nicht die Möglichkeit gebe, dem 
Staate als Vertragspartei gegenüberzutreten, ihn viel- 
mehr zwinge, den Staatswillen allein als massgebend 
zu betrachten. 



§ 4. 

Die Naturalisation entweder ein Vertrag oder ein 

Hoheitsakt. 

Resultat des Verleihungsvorganges ist ein Rechts- 
erfolg: Das Entstehen eines Rechtsverhältnisses zwi- 
schen Staat und Einzelperson, das für beide Teile 
Rechte und Pflichten zum Inhalt hat. Der Verleihungs- 
vorgang birgt auch Willenserklärungen in sich, näm- 
lich auf Seiten des Staates die in der Urkunde zum 
Ausdruck gebrachte Aufnahmeerklärung, auf selten 
des Naturalisationserwerbers den in dem Gesuch sich 



1) Im Sinne des in § 2 erwähnten Begriffes, nicht um der 
Vertragstheorie beizupflichten. 
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kundgebenden Willen Staatsangehöriger zu werden^). 
Diese Willenserklärungen richten sich auf den Rechts- 
erfolg — die Verleihung; eben darum stellt der Natu* 
ralisationserwerber den Antrag, und um sie- herbei- 
zuführen stellt und händigt der Staat die Urkunde 
aus. Besteht nun zwischen den Willenserklärungen 
und dem Rechtserfolg ein unmittelbarer Rapport? 
Nicht immer sind nämlich die schliesslichen Rechts- 
folgen entsprechend der Erwartung. Ein Ausländer 
erwirbt die deutsche Staatsangehörigkeit in der Mei- 
nung, in dem Staate der beabsichtigten Niederlassung 
bestehe die Möglichkeit des Loskaufes von der Militär- 
pflicht, muss aber wider Erwarten seiner militärischen 
Dienstpflicht genüge leisten. Oder der Staat nimmt 
zur Hebung der Steuerkraft eine als Milliardär ange- 
sehene Person auf, hernach stellt sich heraus, dass 
der Naturalisierte in Vermögensverfall geraten ist und 
nicht einmal das die Steuerpflicht begründende Ver- 
mögensminimum besitzt. Auf den Willen können diese 
Folgen nicht zurückgeführt werden, da der Gedanke 
der Unrichtigkeit des Vorausgesetzten ganz ausserhalb 
der Vorstellung lag. Allein, wenn auch der Inhalt 
der Naturalisation nicht Produkt des Willens der Be- 
teiligten sein kann, so ist doch der unmittelbare Rap- 
port zwischen Willen und Rechtsinstitut ein offen- 
sichtlicher. Dies gilt allerdings mit Sicherheit nur von 
dem Willen des Staates-, ob er allein oder in Verbin- 
dung mit dem Willen der Einzelperson diesen Rechts- 



1) Hier mit Dantscher von Koilesberg nur von einer 
Bitte zu reden, wäre übertriebene Furcht vor der Vertrags- 
theorie. Ohne dieser Vorschub zu leisten, kann man von einer 
Willenserklärung des Naturalisationserwerbers sprechen, da zum 
Vertrag^e nicht nur eine Willenserklärung, sondern eine solche 
von rechtserzeugender Kraft gehört. 
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effekt hervorbringt, kann hier unerörtert bleiben, denn 
hier handelt es sich vorläufig nur darum nachzuweisen, 
dass bei der Naturalisation die Kriterien des Rechts- 
geschäftes gegeben sind^). Diese — nämlich Vor- 
liegen eines Rechtserfolges, einer Willenserklärung, 
Richtung der letzteren auf ersteren und unmittelbarer 
Rapport zwischen beiden — sind nach dem Vorgesagten 
anzunehmen. Daraus folgt: 

1. Die Entscheidung der Streitfrage ist zurück- 
zuführen auf die Frage, welcher Wille bei der Natu- 
ralisation rechtsbegründend wirkt, der des Staates u n-d 
der Einzelperson oder nur der des Staates. Da nicht 
zu bestreiten ist und auch nirgends bestritten wird, 
dass der Wille des Staates als rechtsbegründend wenn 
auch nicht allein so doch wenigstens mit in Betracht 
kommt, so lässt sich die Frage auf die noch engere 
Formel bringen : Hat auch der Wille der Einzelperson 
bei der Naturalisation rechtsbegründende Wirkung? 

2. Da Rechtsgeschäfte stets entweder einseitig 
oder zweiseitig sind, so muss, wenn der W^ille der 
Einzelperson für die Naturalisation nicht rechtsbegrün- 
dend wirken, die Naturalisation daher kein Vertrag 
sein kann, des Staates Wille allein entscheidend, die 
Naturalisation also ein hoheitlicher Akt des Staates 



1) Der Begriff des Hechtsgeschäftes ist sehr umstritten 
(s. Windscheid, Pandekten I § 69). Icjh verstehe darunter eine 
auf die Hervorbringung einer rechtlichen Wirkung gerichtete 
und diese rechtliche Wirkung hervorbringende Willenserklärung. 
Der Begriff des Rechtsgeschäftes ist kein privatrechtlicher. Ihm 
für das Gebiet des öffentlichen Rechtes die Existenzberechtigung 
versagen, ist deshalb unberechtigt, besonders wenn es wie bei 
G. Meyer in Annalen 1878 S. 383 lediglich aus Furcht vor zivi- 
listischen Hintergedanken geschieht. Für die Ausdehnung auf 
das öffentliche Recht Dantscher von K^ollesberg III S. 70 
und die daselbst zitierten Schriftsteller. 
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sein und umgekehrt, eine dritte Möglichkeit ist aus- 
geschlossen. 

Ob der Wille des Naturalisationserwerbers rechts- 
begründend wirkt, kann direkt oder indirekt geprüft 
werden; direkt, indem man lediglich seinen Willen 
ins Auge fasst und nach den Gründen für seine recht- 
liche Wirksamkeit oder Unwirksamkeit forscht, indirekt, 
indem man den Willen des Staates daraufhin unter- 
sucht, ob er allein wirken muss oder nicht wirken 
kann. Die Wahl des Weges wird davon abhängig 
sein, bei welcher Theorie die grössere Wahrscheinlich- 
keit liegt. 

Rein äusserlich betrachtet ist der Naturalisations- 
vorgang wohl geeignet, die Annahnae eines Vertrages 
nahe zu legen. Hier kann das Gesuch um Aufnahme 
in den Staats verband als Vertragsangebot und als 
Annahme die Aushändigung der Urkunde aufgefasst 
werden. Weiterhin hat auch das Angebot der Ur* 
künde und deren Annahme den Schein eines Vertrages 
für sich. Vor dieser rein äusserlichen Betrachtung 
dürfte jedoch folgende Erwägung den Vorzug ver- 
dienen: Die Naturalisation schafft Rechtsbeziehungen 
zwischen Staat und Einzelperson, die öffentlich- recht- 
licher Art sind. Ihren Rechtsgrund in einem Vertrag 
suchen heisst dem Willen des einzelnen im öffentlichen 
Recht rechtsschöpferische Kraft beilegen. Eine solche 
ist zwar nicht ausgeschlossen, doch lassen sich der- 
gleichen Fälle zählen 1). Mit Rücksicht darauf neigt 
man zu der Vermutung, dass es sich um Ausnahme- 
fälle handelt, wenn der Wille des einzelnen im öffent- 
lichen Recht schöpferisch wirkt, dass prinzipiell im 



1) Eine Aufzählung findet sich bei Radnitzky und 



Dantscher v. Kollesberg III S. 69ff. 
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öffentlichen Recht nur der Staatswille massgebend ist. 
Erscheint so fürs erste die Theorie vom Hoheitsakt 
die richtigere zu sein, so dürfte die Vertragstheorie 
eher der Prüfung auf ihre Berechtigung bedürfen. 
Gehen wir deshalb den direkten Weg, der den Willen 
des Naturalisationserwerbers ins Auge fasst. 



§ 5. 
Kritische Erörterungen Aber die Yeriragstheorie. 

A. Allgemeine Gesichtspunkte. 

Die Prüfung der Willenserklärung des Naturali- 
sationserwerbers auf ihre rechtliche Wirksamkeit wird 
ausgehen können von der allgemeinen Frage: Ist im 
öffentlichen Recht ein Vertrag des einzelnen mit dem 
Staate überhaupt denkbar? Die Frage wird vielfach 
mit der Begründung verneint, ein -Vertrag erfordere 
die Gleichstellung der Kontrahenten, dieses Erfordernis 
fehle bei der Naturalisation ^). Unter Gleichstellung 
ist hier gemeint die Gleichwertigkeit der Kontrahenten 
hinsichtlich der schöpferischen Kraft des Willens auf 
rechtlichem Gebiete ; der Wille des einen Kontrahenten 
darf nicht derart wirken, dass schon durch ihn der 
von beiden beabsichtigte Rechtserfolg entsteht, son- 
dern nur in der Weise, dass der Rechtserfolg nur 
durch die Anteilnahme des Willens des anderen Kon- 
trahenten zur Entstehung kommt. In der Tat wird 
man diese Gleichwertigkeit der Willen zur Voraus- 
setzung eines Vertrages erheben müssen, denn würde 
der Wille des einen Kontrahenten zur Herbeiführung 



1) Siehe Otto Mayer, Archiv f. öffentl. Recht S. 42 und 
die daselbst angeführte Literatur. 
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« 

der Rech tswirkuiig ausreichend sein, so wäre es über- 
flüssig, dem Willen des anderen eine Mitwirkung bei 
der Schaffung des Rechtserfolges zu gewähren. Fehlt 
nun dieses Erfordernis bei der Naturalisation? Der 
Staat ist dem Untergebenen ^) gegenüber in rechtlicher 
Hinsicht allgewaltig, er kann alles was er will. Diese 
Macht des staatlichen Willens zeigt sich bei der Aus- 
drucksform des Gesetzes. Jede erdenkliche Gestaltung 
der Rechtsordnung ist dem Staate durch Gesetz mög- 
lieh. Diese Macht des Willens leitet der Staat von 
niemandem ab, sie ist ihm mit seinem Entstehen ge- 
geben. Diemgegenüber wohnt dem einzelnen recht- 
liche Willensmacht nur deshalb und insofern bei, weil 
und soweit der Staat sie ihm gewährt. Wie der Staat 
aber dem einzelnen diese Macht des Willens verliehen 
hat, so kann er sie ihm auch wieder entziehen. Der 
rechtliche Wille des einzelnen steht also gegenüber 
dem des Staates in einem Abhängigkeitsverhältnis; 
wenn der Staat will, ist sein Wille allein massgebend 
und der des einzelnen ohne jede rechtliche Bedeutung. 
Allein hieraus den Mangel der Gleichwertigkeit her- 
leiten hiesse die römische Staatsidee schrankenlos 
akzeptieren, wie sie vor der Kaiserzeit, vor der Bil- 
dung des Fiskus herrschte, die überall den Willen 
des Staates, wo er mit dem des einzelnen zusammen- 
traf, sei es im Privatrecht oder im öffentlichen Recht, 
für rechtsbegründend erklärte, weil eben der Staat 
mit seiner Machtvollkommenheit, seiner auctoritas be- 
teiligt war; es hiesse die allerseits geteilte Meinung 
über Bord werfen, welche in privatrechtlichen Dingen 
in dem Staate eine Person erblickt wie jede andere. 



1) nicht nur dem Untertanen gegenüber. Darüber, dass 
beide Begriffe sich nicht decken s. S. 32/d3. 
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Für die Betrachtung des staatlichen Willens im Ver- 
hältnis zu dem Willen des einzelnen sind daher engere 
Grenzen zu ziehen : Sie muss erfolgen im Rahmen der 
bestehenden Rechtsordnung. Steht nach dieser dem 
Willen des einzelnen rechtsechöpferische Kraft zu, so 
steht er dem staatlichen Willen ebenbürtig, gleich- 
wertig gegenüber, denn ohne Änderung der bestehen- 
den Rechtsordnung ist der Wille des Staates nicht im- 
stande, in dem Gebiet, welches nach der bestehenden 
Rechtsordnung der schöpferischen Kraft des Einzel- 
willens unterliegt, mit seinem Willen als allein mass- 
gebend aufzutreten. Wie bestimmt sich nun nach der 
bestehenden Rechtsordnung das dem Willen des ein- 
zelnen unterliegende Gebiet? So, dass es da als vor- 
handen zu betrachten ist, wo die Rechtsordnung es 

ff 

ihm ausdrücklich nicht entzogen hat oder so, dass es 
nur da besteht, wo die Rechtsordnung es ihm aus- 
drücklich abgetreten hat? Nach dem letzteren Mass- 
stabe, da, wie bereits erwähnt, die rechtsbedeutsame 
Kraft des Einzelwillens nur vom Staate abgeleitet ist. 
Wenn wir uns hiermit auf die Suche begeben, so sind 
wir gewiss, es im Privatrecht zu finden, denn das 
Privatrecht bezweckt den Schutz der Interessen des 
einzelnen und diesen Schutz kann der Staat dem ein- 
zelnen selbst überlassen, indem er ihm die Möglich- 
keit gibt, seine Rechtsposition nach seinem eigenen 
Willen zu gestalten. So finden wir denn auch im 
Privatrecht den Fundamentalsatz, dass hier prinzipiell 
dem Willen des einzelnen rechtserzeugende Kraft zu- 
kommt. Diesen das Privatrechtsgebiet beherrschen- 
den Grundsatz finden wir von der Rechtsordnung 
ausgesprochen, zwar nicht positiv, jedoch in negativer 
Form durch Statuierung der wenigen Ausnahmen, in 
denen durch Aufstellung zwingender Rechtssätze dem 
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Willen der Einzelperson diese Kraft entzogen ist. 
Gleiche Zuversicht beseelt uns nicht, wenn wir nun* 
mehr hinübertreten in das andere Rechtsgebiet, das 
des öffentlichen Rechtes, denn das öffentliche Recht 
bezweckt den Schutz der Interessen des Gemeinwesens 
und dieser Schutz der Gesamtheit kann nicht dem 
Willen des einzelnen überlassen sein, er muss not- 
wendig Sache der Gesamtheit — des Staates — bleiben. 
So erscheint uns das öffentliche Recht als Macht- 
sphäre des Staatswillens. Dementsprechend ist denn 
auch der Stand der Rechtsordnung hinsichtlich der 
schöpferischen Kraft des Willens so, dass sie diese 
Kraft hier nur dem Willen des Staates zuerkennt^)*). 
Dieser das Gebiet des öffentlichen Rechtes beherr- 
schende Grundsatz ist auch von der Rechtsordnung 
zum Ausdruck gebracht und zwar auch in negativer 
Form dadurch, dass in einer beschränkten Anzahl von 
Fällen im öffentlichen Recht dem Staatswillen diese 
allein wirkende Kraft entzogen und auch dem Willen 
des einzelnen rechtserzeugende Kraft beigelegt ist. 
Nur hier und da findet sich dieser Gedanke in unserer 
Literatur des öffentlichen Rechtes ausgesprochen^). 
Das berechtigt jedoch nicht zu Zweifeln an seiner 
Richtigkeit. In anderen Staaten ist diese Idee von 



1) Vgl. Otto Mayer, Archiv f. öffentl. Recht S. 39 und 
Radnitzky S 14, 60. 

2) Damit ist nicht gesagt, dass es im Staate nur ein ein- 
ziges publizistisches Rechtssubjekt — den Staat selbst — gibt» 
Rechtssubjekt ist derjenige, welcher Träger von Rechtsbefug^ 
nissen und Pflichten sein kann. Diese Fähigkeit hat — auch 
im öffentlichen Recht — jede Person und ist unabhängig von 
der Eigenschaft der schöpferischen Kraft des Willens, die nicht 
jeder Person beiwohnt. 

3) Radnitzky S. 14, 60, Otto iMayer, Arch. f. öff. Recht 
S. 31 und die daselbst angeführten Schriftsteller. 
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der Macht des staatlichen Willens im öffentlichen 
Recht deutlich ausgeprägt. Wenden wir uns nur nach 
Frankreich, wo neben den Gesetzen jede Willens - 
äusserung des verwaltenden Staates, für welche kein 
besonderer Grund zu zivilrechtlicher Behandlung be- 
steht, als hoheitlicher Akt gilt ^). Das kann uns nicht 
belanglos erscheinen, denn die Natur des öffentlichen 
Rechtes ist überall die gleiche, wir haben keinen 
deutsch-nationalen Begriff des öffentlichen Rechtes. 
Als Resultat dieser Erörterungen ergibt sich für das 
öffentliche Recht: Nach der bestehenden Rechtsordnung 
kann dem Willen des einzelnen schöpferische Kraft 
und damit Gleichstellung gegenüber dem staatlichen 
Willen nur dann gegeben sein, wenn die Rechtsord- 
nung sie ihm ausdrücklich zuspricht. Ob eine Rechts- 
wirkung zwischen Staat und Einzelperson im öffent- 
lichen Recht auf Vertrag beruhen kann, wird demnach 
davon abhängig sein, ob eine gesetzliche Bestimmung 
besteht, der zu entnehmen ist, dass in dem betreffen- 
den Fall der Wille der Einzelperson rechtsbegründende 
Wirkung besitzen soll. Diese Frage nunmehr für den 
Fall der Naturalisation zu stellen, ist aber noch zu 
früh. Das entwickelte Verhältnis des staatlichen 
Willens zum Willen des einzelnen im öffentlichen 
Recht gilt natürlich nur zwischen Staat und Unter- 
gebenen. Gehört zu den letzteren auch der Natura- 
lisationserwerber, der doch vor der Naturalisation noch 
Ausländer ist? Allerdings dann nicht, wenn der Be- 
griff des Untergebenen sich mit dem des Staats- 
angehörigen deckt. Das trifft jedoch nicht zu, der 
Begriff des Untergebenen reicht weiter als der des 



1) Otto Mayer, Theorie des franz. Verwaltungsrechtes 
S. 153 ff. 
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Staatsangehörigen; er umfasst jede Einzelperson, die 
mit dem Staate in seiner Eigenschaft als Herrscher 
in Berührung kommt. So ist der Ausländer Unter- 
gebener, wenn er sich in das territoriale Gebiet des 
Staates begibt, ebenso derjenige, welcher — wie der 
Naturalisationserwerber durch das Gesuch um Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit — in das Rechtsgebiet 
des Staates eintritt^)*). Jetzt ist die Frage berechtigt: 
Gibt es eine rechtliche Bestimmung, aus der hervor- 
geht, dass im Falle der Naturalisation dem Willen 
des einzelnen schöpferische Kraft beigelegt ist? Wenn 
eine solche bestände, hätte die Vertragstheorie sie 
längst entdeckt. Dass sie diese bisher nicht aut- 
gefunden hat, ist das sicherste Zeichen dafür, dass 
eine gesetzliche Bestimmung dieses Inhaltes fehlt. 
Fehlt sie aber, so bleibt nichts anderes übrig, als 
auch für die Naturalisation den Grundsatz des öffent- 
lichen Rechtes anzuwenden, der nur dem Willen des 
Staates schöpferische Kraft zuerkennt und damit die 
Gleichberechtigung zwischen Staat und Einzelperson 
ausschliesst. Die Naturalisation wäre demnach als 
Vertrag nicht denkbar. 

Im Gegensatz hierzu stellen einige Vertreter der 
Vertragstheorie den Vertrag als die einzige Möglich- 
keit der Begründung der Naturalisation hin. Als 
Grund hört man, der Staat könne den Untergebenen 
nur zwingen, etwas zu tun, wozu der Untergebene ge- 
setzlich verpflichtet sei. Das ist nicht richtig. Der 



1) Übereinstimmend Otto Mayer, Archiv für off. Recht 
III S. 47. 

2) An der prinzipiellen Verpflichtung, die jeder Akt des 
Imperiums zur Voraussetzung hat, scheitert daher nicht, wie 
Jellinek meint, die Konstruktion der Naturalisation als 
Hoheitsakt. 

3 
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Staatswille vermag nach dem Vorgesagten dem Unter- 
gebenen gegenüber alles. Aber er hat verschiedene 
Äusdrucksformen, und für diese besteht verfassungs- 
geraäss eine verschiedene Zuständigkeit, und zwa^ in 
der Weise, dass der Staat sich die Ausübung des 
Zwanges dem Untergebenen gegenüber nur in der 
Fol*m des Gesetzes, nicht in derjenigen der Regierung 
vorbehalten hat. Richtig ist daher nur: Im Verhältnis 
zum Gesetz kmm tier Staat als Regierung nicht zwingen, 
im Verhältnis zum Untergebenen will er nicht zwingen. 
Da könnte nun der Einwand erhoben werden: Wenn 
der Staat als Regierung den Untergebenen nicht 
zwingen will, so bedarf er, um in dieser Eigenschaft 
auf die Untergebenen einzuwirken — bei der Natura- 
lisation also, um Pflichten aufzuerlegen — der Ein- 
willigung des Untergebenen, wie er denn auch bei 
der Naturalisation nur auf Antrag des einzelnen tätig 
wird. Kann da der Staatswille noch grundsätzlich 
allein schöjpferische Kraft im öffentlichen Recht be- 
sitzen? Der Einwand wäre nicht berechtigt, er würde 
auf einer Verkennung der Bedeutung der Einwilligung 
beruhen. Will der Staat als Regierung nur durch 
seinen Willen wirken, so setzt das voraus, dass er 
entweder eine gesetzliche Ermächtigung hat, auf Grund 
deren er zum Zwang schreiten kann, oder dass er im- 
stande ist, ohne Zwang die Einwirkung vornehmen 
zu können. Die letztere Möglichkeit bietet sich ihm 
dann, wenn der einzelne sich ihm freiwillig fügt, seine 
Einwilligung gibt. Gesetzliche Ermächtigung und Ein- 
willung des einzelnen stellen sich also beide dar als 
Voraussetzung der Regierungsakte. Beide haben als 
solche dieselbe Bedeutung: die Zuständigkeit der Re- 
gierung herbeizuführen, damit die zwingende Macht 
des staatlichen Willens auch in dieser Form sich 
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äussern kann*). So ist der Vertrag keineswegs die 
notwendige Begründung der Naturalisation. 

Ein einwandfreier Nachweis für die rechtsbegrtin- 
dende Wirkung der WillenserklÄrung des Natura- 
lisationserwerbers wird ferner nicht mit dem Hinweis 
auf die VertrÄge, insbesondere die Adoption des 
Familienrechtes erbracht. Es ist bereits früher die 
Rede gewesen von dem Gegensatz zwischen Privat- 
und öffentlichem Recht, der darin besteht, dass gi*und- 
sätzlich im Privatrecht dem Willen des einzelnen, im 
öffentlichen Recht dem Willen des Staates schöpferische 
Kraft zuerkannt wird. Eben wegen dieses Gegen- 
satzes zwischen den Gebieten des öffentlichen und 
privaten Rechtes muss es als gänzlich verfehlt er- 
scheinen, unter Berufung auf das privatrechtliche In- 
stitut der Adoption die Naturalisation, ein Institut des 
öffentlichen Rechtes, für einen Vertrag zu erklären*). 

Ebensowenig ist das Vorliegen einer Willens- 
übereinstimmung allein ausreichend, dem Willen des 
Naturalisationserwerbers schöpferische Kraft beizu- 
messen. Der Standpunkt, der einen Vertrag überall 
da annimmt, wo man eine Willensübereinstimmung 
findet, würde, wenn man ihn ausdehnen wollte, zu 
einem Resultat führen, welches die Vertreter desselben 
wohl schwerlich beabsichtigen, denn alsdann wäre 
gar nicht einzusehen, weshalb nicht auch die Ver- 
leihung eines Ordens oder die Erteilung einer Kon- 
zession ein Vertrag zwischen Staat und Einzelperson 
sein sollte. Und doch wird niemand bezweifeln, dass 
es sich in diesen Fällen um rein einseitige Akte der 



1) Vgl. Otto Mayer, Archiv f. öff. Recht III S. 38/39. 

2) Übereinstimmend Zorn I S. 357 Anm. 15 und Rad 
u i t z k y S. 59. 
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Behörde handelt^ dass der Antrag, wie bei der Eou- 
zefmoUf nicht bezweckt, ein Vertragsverhäitnis zwi- 
schen dem Antragsteller und der Behörde herbei- 
zuftthren, sondern nur die Bedeutung hat, den behörd- 
lichen Apparat in Tätigkeit zu setzen, da er ohne 
Antrag nicht wirkt. Wie wenig den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen entsprechend die Vertreter der 
Vertragstheorie vorgehen, zeigt sich bei Seydel, der 
die Willensttbereinstimmung da nicht fOr ausschlag- 
gebend hält für die Konstruktion eines Vertrages, wo 
ein gesetzlicher Anspruch auf Verleihung der Staats- 
angehörigkeit besteht, wie bei der „Aufnahme*^. Dem- 
gegenüber ist auf die einzelnen Fälle hinzuweisen, in 
denen zivilrechtlich ein Kontrahierungszwang statuiert 
ist, z. B. für die Eisenbahn, auch für den obligatorisch 
Verpflichteten, von dem das ErfüUungsgescbäft bean- 
sprucht werden kann. Auch hier gibt es einen An- 
spruch auf Vornahme einer Rechtshandlung und doch 
liegt anerkanntermassen hier ein Vertrag vor *). Nach 
alledem dürfte der Wille des Naturalisationserwerbers 
als rechtsbegründend auszuscheiden haben. Dieses 
Resultat findet jedoch keine Stütze in den Erörterungen 
von G. Meyer und Dantscher von Kollesberg, 
welche die rechtliche Bedeutungslosigkeit des An- 
trages des Naturalisationserwerbers dartun sollen. 
Dass der Antrag nicht die Bedeutung eines integrie- 
renden Bestandteiles des Naturalisationsaktes, sondern 
nur einer Voraussetzung für die Vornahme desselben 
habe, lässt sich leicht sagen; ohne Gründe überzeugt 

1) In der 2. Aufl. des Bayr. Staatsrechtes ist diese Ein- 
HchrHnkung Seydels zu der im übrigen von ihm akzeptierten 
Labandschen Ansicht nicht mehr zu finden (vgl. Bd. I S. 275 
Anni. 18 daselbst). Seydel hat ihre Unrichtigkeit offenbar ein- 
gesehen. 
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G. Meyer niemanden davon. Ist femer auch Dant- 
scher von Kollesberg darin beizupflichten, dass in 
dem Gesuch ausdrücklich nichts angeboten und nichts 
versprochen wird, insbesondere nicht die Erfüllung 
der staatsbürgerlichen Pflichten, dass ein Versprechen 
dieses Inhaltes auch überflüssig erscheint, da dem 
Naturalisationserwerber diese Pflichten ohne weiteres 
erwachsen, so ist deshalb noch nicht ausgeschlossen, 
dass das Gesuch die Bedeutung einer Erklärung des 
Vertragswillens hat. Bei dem Abschluss von Verträgen 
wird mancherlei nicht erklärt und dennoch von dem 
Gesetz als erklärt angesehen. Dafür bestehen gerade 
die dispositiven Gesetzesvorschriften, dass sie die Wil- 
lenserklärungen der Kontrahenten insoweit ergänzen, 
als sie zur Regelung des Rechtsverhältnisses erforder- 
lich, aber nicht zum Ausdruck gebracht sind. Die 
Erklärungen der Kontrahenten sind auch in manchen 
Punkten oft überflüssig, und dennoch führen sie zu 
einem Vertrage. Der Inhalt des Vertrages ist dann 
eben von dem Gesetz zwingend vorgeschrieben. 

B. Kritik nach dem Reichsgesetz vom 

1. Juni 1870. 

In weit stärkerem Masse noch als diese Er- 
wägungen allgemeiner Natur sprechen die aus dem 
Gesetz vom 1. Juni 1870 sich ergebenden Anhalts- 
punkte gegen die Möglichkeit eines Veiixages. Das 
Gesetz erhebt weder das Gesuch um Naturalisation 
noch die Annahme der Naturalisationsurkunde zu einer 
die Naturalisation mitbegründenden Willenserklärung 
des Naturalisationserwerbers. 

a) Der Antrag. 
Wenn die Vertreter der Vertragstheorie den glei- I 

chen Vertragsbegriff zugrunde legen, wie er im Zivil- 
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recht sich findet, so werden sie sich auch einige 
zivilistische Untersuchungen gefallen lassen mossen, 
die das Zustandekommen des Vertrages betreffen. § 6 
des Gesetzes vom 1. Juni 1870 sagt: 

„Die Aufnahme sowie die Naturalisation erfolgt 
durch eine von der höheren Verwaltungsbehörde aus- 
gefertigte Urkunde." 
§ 10 lautet: 

„Die Naturalisationsurkunde, beziehungsweise Auf- 
nabmeurkunde, begrandet mit dem Zeitpunkte der 
Aushändigung alle mit der Staatsangehörigkeit ver- 
bundenen Rechte und Pflichten." 
Daraus folgt, dass Entstehungsgrund des Rechtsverhält- 
nisses, wenn er ein Vertrag ist, nicht die Erklärung 
des Konsenses allein sein kann. Damit Berechtigung 
und Verpflichtung des Naturalisationserwerbers be- 
gründet werden, muss noch etwas hinzukommen: die 
Urkunde und deren Aushändigung. Durch die Ur- 
kunde wird die Perfektion des Aktes herbeigeführt, 
d. h. die Urkunde ist das Mittel, durch welches die 
Verleihung zur Entstehung gebracht wird, und zwar 
mit ihrer Hingabe. Ersteres ergibt sich aus § 6, letz- 
teres aus § 10, der in passiver Form lauten würde: 
„Alle mit der Staatsangehörigkeit verbundenen Rechte 
und Pflichten werden mit dem Zeitpunkte der Aus- 
händigung der Naturalisationsurkunde bezw. Aufnahme - 
Urkunde begründet" ^), Diese Deutung der Urkunde 



1) Zweck des § 10 ist, den Perfektionsmoment des Natu- 
ralisationsaktes festzulegen. Dies scheint mir in der Fassung 
des Gesetzes besser zum Ausdruck zn kommen. Die passive 
Formulierung könnte den Gedanken aufkommen lassen, die 
Aufnahme in den Staatsverband sei schon erfolgt, und die Aus- 
händigung bestimme niar den Zeitpunkt, von dem ab der be- 
reits Naturalisierte berechtigt und verpflichtet würde. Ein 



ist nichts Absonderliches. Das alte Deutsche Recht 
kannte in der Carta auch eine Urkunde, welche Per- 
fektioDsmittel war und mit Hingabe wirkte. Der nahe 
liegende Einwand, diese Deutung der Urkunde sei 
eine Ausnutzung nicht korrekter Wortfassung bis zum 
Äusseraten, dürfte daher nicht berechtigt sein. Er- 
weist sich nun diese Deutung als zutreffend, so lässt 
sich eine Paraiieie zum Realvertrage ziehen. Wie hier 
aber nur der in dem Angebot und der Amiahme der 
res sich abspielende Vorgang für den Vertragsschluss 
rechtlich von Erheblichkeit ist, so könnte bei der 
Naturalisation nur der Vorgang, der in der Übergabe 
der Urkunde, deren Angebot und Annahme, für eine 
Vertragskonstruktion rechtlich bedeutsam sein. Hier- 
nach kann das Gesuch für die Konstruktion eines Ver- 
trages nicht in Frage kommen, denn es tritt ausser- 
halb des Vorganges auf, der rechtlich allein von Be- 
deutung ist, es geht diesem voraus; insbesondere 
könnte ihm nicht die Rolle einer Vertragsofferte zu- 
gedacht werden, weil diese nur in dem Angebot der 
Urkunde zu erblicken ist, welche vom Staat ausgeht. 
Ebensowenig kann das Gesuch die „vorher erklärte 
Annahme" des staatlichen Vertragsangebotes sein, weil 
nach der Natur des Vertrages die Annahme nur in 
der Entgegennahme der Urkunde bestehen könnte, 
ebenso wie bei einem Realvertrage die Vertrags- 
annahme nur durch Annahme der res bewirkt werden 
kann. Eine einzige andere Konstruktion des Vertrages 
könnten die Vertreter der Vertragstheorie dem ent- 



Bolcher Gedanke liegt aber dem Gesetz fern, Honst hätte ett fUr 
die Zwischenzeit etwas ganz Sonderbares geschaffen : einen 
Staatsangehörigßti ohne, die entsprechenden Rechte nnd Pflichten, 
die doch gerade den Staatsangehörigen gegenüber den im 
Staatsgebiet sich aufhaltenden Fremden charakterisieren. 
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gegenhalteu, um wenigstens mit einem Schein von 
Berechtigung das Gesuch zu einem Vertrage zu ver- 
werten. Es wäre die folgende: das Gesuch ist Ver- 
tragsangebot; die in der Aufnahme liegende Vertrags- 
annahmeerklärung des Staates muss schriftlich er- 
folgen — durch die Urkunde — und als empfangs- 
bedürftig dem Gegenkontrahenten zugehen — durch 
Aushändigung—, so dass auch hier entsprechend §10 
mit Ausbändigung (Zugehen) die Aufnahmeerklärung 
wirksam und damit der Vertragsschluss herbeigeführt 
würde. Unter Berufung auf analoge Anwendung des 
in § 132 BGB. ausgedrückten Gedankens könnte dies 
plausibel gemacht werden^), wie denn zivilrechtliche 
Analogien der Vertragstheorie nicht unbeliebt sind. 
Bei dieser Konstruktion spielt das „Zugehen" von 
Willenserklärungen die Hauptrolle. Ob es zulässig ist, 
diesen Begriff des BGB. für das öffentliche Recht zu 
übernehmen, braucht hier gar nicht erörtert zu wer- 
den; schon aus anderen Gründen kann diese Konstruk- 
tion zu Fall gebracht werden. Das „Zugehen" von 
Willenserklärungen kommt nämlich nur in Betracht, 
wenn Willenserklärungen an Abwesende zu richten 
sind. Hier besteht nicht die Möglichkeit, sich zu ver- 
gewissern, ob der Abwesende von der an ihn gerich- 
teten Erklärung Kenntnis erhält. Das Verkehrsbedürfnis 
erheischt hier, das „Zugehen" für genügend zu er- 
klären. Ein gleiches Bedürfnis besteht für die einem 
Anwesenden gegenüber abgegebene Erklärung nicht, 
da der, welcher sie abgibt, sich davon überzeugen 
kann, ob der andere Teil die Erklärung vernimmt 



1) Mit der Heranziehung des § 132 BGB. wird der Ver- 
tragstheorie kein Unrecht zugefügt; ihr Vertragsbegriff ist ja 
derselbe, wie er im Zivilrecht, also auch im BGB. vorkommt. 



- 41 - 

oder nicht. Ein dem „Zugehen" ähnliches Verhältnis 
gibt es unter Anwesenden nicht. Die Aushändigung 
der Urkunde muss aber zur Perfektion des Verleihungs- 
aktes auch unter Anwesenden stattfinden, kann daher 
als „Zugehen" nicht gedacht werden. So lässt sich 
für das Gesuch höchstens Verwendung finden zur Kon- 
struktion eines präparatorischen Vertrages des Inhaltes, 
den Naturalisationsakt demnächst vorzunehmen ^), wie 
solche bei den Realverträgen des Zivilrechtes vor- 
kommen z. B. pactum de mutuo dando bei dem Dar- 
lehn oder zur Konstruktion als Einladung zum Ver- 
tragsangebot. Damit ist aber natürlich für die recht- 
liche Natur des Hauptaktes nichts gewonnen. 

Lässt sich hiernach auf dem Gesuch des Natu- 
ralisationserwerbers eine Vertragskonstruktion nicht 
aufbauen, so bleibt der Vertragstheorie immer noch 
die Möglichkeit, einen Vertrag zu stützen auf 



b) die Annahme der Urkunde. 

Diese könnte zu einer durch konkludente Hand- 
lung bewirkten Vertragsannahmeerklärung des Natura- 
lisationserwerbers umgedeutet werden. Die rechtliche 
Bedeutungslosigkeit der Annahme der Urkunde ergibt 
zunächst keineswegs die Begründung bei Dantscher 
von Kollesberg, die Aufnahme in den Staatsverband 
sei schon vorher vollzogen, die Nichtannahme der Ur- 
kunde daher ohne Belang. Diese Argumentation trifft 
jedenfalls für das Deutsche Reichsstaatsrecht nicht zu. 
Nach der Konstruktion des Gesetzes vom 1. Juni 1870 
wird die Aufnahme in den Staatsverband erst mit der 
Aushändigung, d. h. Annahme der Urkunde perfekt. 
Folglich kann sie nicht schon vorher vollzogen sein 



1) Wie dies bei Mi In er geschieht. 
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und die Annahme der Urkunde nicht als die Erklärung 
„Staatsangehöriger bleiben zu wollen" erscheinen; eben- 
deshalb kann auch die Verweigerung der Annahme 
nicht als „Verzicht auf die verliehene Staatsangehörig- 
keit" gelten, da bis zur Annahme beziehungsweise im 
Weigerungsfalle bis zu dem. die Annahme ersetzenden 
Akt, der nach den Bestimmungen über die Zustellung 
in der- Zurücklassung der Urkunde ian Ort und Stelle 
besteht, die Verleihung nicht zustande gekommen ist. 
Die Deutung als Verzicht auf die verliehene Staats- 
angehörigkeit ist um so weniger möglich, als das Gesetz 
vom 1. Juni 1870 den Verzicht als Verlustgrund der 
Staatsangehörigkeit nicht anerkennt. 

Der Bedeutung als Vertragsannahmeerklärung 
steht jedoch zunächst folgendes entgegen: Die Willens- 
erklärungen des Staates werden der Mehrzahl nach 
erst dann wirksam, wenn sie denjenigen, an welche 
sie gerichtet sind, offiziell zur Kenntnis gebracht wer- 
den. Bei den Gesetzen geschieht dies durch die Ver- 
öffentlichung, bei den Entscheidungen der Regierung 
in der Form der Zustellung der Urkunde, in welcher 
die Willenserklärung des Staates beurkundet ist. In 
dem letzteren Fall verbindet sich mit dem Entgegen- 
nehmen der Urkunde durch den Adressaten keine 
materiell-rechtliche Willenserklärung desselben, denn 
die Zustellung wird unabhängig von dem Willen des 
Empfängers bewirkt. Ausdrücklich ausgesprochen ist 
dies zwar nur für das Prozessrecht ^), doch sind die 
allgemeinen Regeln für die prozessrechtlichen Zustel- 
lungen analog anwendbar auf die Zustellung aller 
obrigkeitlichen Entscheidungen*). Um nichts anderes 

1) § I8r> ZPO. 

2) Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes Bd. XXVI 
S. 438; auch Laband II S. 183. 
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aber als um die Zustellung der Verleihungsurkunde 
handelt es sich, wenn das Gesetz von deren Aus- 
händigung spricht. Dies ist auch in der Literatur 
anerkannt, wo es verschiedentlich heisst, die Aus- 
händigung erfolge nach den allgemeinen Regeln über 
die Insinuation obrigkeitlicher Entscheidungen *). Eine 
materiell-rechtliche Willenserklärung kann hiemach 
in der Annahme der Urkunde nicht liegen. Will man 
aber auch annehmen, dass „Aushändigung" nicht gleich 
„Zustellung** ist, so viel dürfte doch sicher sein, dass 
die Aushändigung nicht nur an den Adressaten allein, 
sondern in dessen Abwesenheit auch an Angehörige etc. 
möglich ist. Würde nun der Fall eintreten, dass die 
Aushändigung der Urkunde nicht an den Adressaten 
in Person erfolgte, so könnte die Vertragsform um 
deswillen nicht Platz greifen, weil die Annahme der 
Urkunde durch eine andere Person als den Naturali- 
sationserwerber vorgenommen wird, die sich meist gar 
nicht bewusst sein wird, um was es sich handelt, und 



1) Otto Mayer, Archiv für öff. Recht III S.62; Laban d 
I S. 153*, wohl auch Cahn S. 106. Radnitzky S. 67/69 hält 
die Annahme gleichfalls für einen formalen Akt, macht aber 
der Vertragstheorie dabei ein Zugeständnis, indem er sagt, die 
Aushändigung der Urkunde sei gegen den Willen des Empfän- 
gers nicht möglich; dieser könne die Annahme ablehnen und 
damit die Perfektion des Naturalisationsaktes vereiteln. Das 
ist inkonsequent. Wenn man annimmt, dass der Aushändigungs- 
vorgang nur formeller Natur ist und ihn damit einem Zustel- 
lungsakt gleichstellt, so wird man folgerichtig auch sagen 
müssen, dass den Prinzipien der Zustellung gemäss die Aus- 
führung dieses Aktes von dem Willen des Adressaten unab- 
hängig ist. Für die umständliche Deutung, dass die Annahme 
der Urkunde als die Konstatierung der Tatsache erscheint, dass 
der Antrag auf Verleihung nicht in Wegfall gekommen ist, 
fehlt es somit an einem notwendigen Grunde. 
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deshalb nicht daran denkt, mit der Annahme der Ur- 
kunde irgendwelche Erklärung zu verbinden. Man 
müsste die Perfektion des Vertrages bis zu dem Augen- 
blick verschieben, wo der Adressat Kenntnis von der 
Aushändigung erhielte. Damit wäre aber kein an- 
nehmbares Resultat erzielt, da der Perfektionsmoment 
ein ganz unsicherer sein würde. 

Der Nachweis für die mangelnde Rechtserheblich- 
keit der in der Urkunde bezw. der in ihr etwa ent- 
haltenen Willenserklärung des Naturalisationserwerbers 
lässt sich noch durchschlagender führen. Er stützt 
sich auf die Voraussetzung, dass die Verleihung der 
Staatsangehörigkeit durch die Aushändigung der Ur- 
kunde in unanfechtbarer Weise erfolgt, dass sie also 
nachträglich nicht rückgängig gemacht werden kann, 
wenn sich herausstellt, dass bei der Aushändigung 
der Urkunde eine der in § 8 des Reichsgesetzes oder durch 
Landesgesetz etwa weiter gestellten tatsächlichen Vor- 
aussetzungen gefehlt hat. Trifft dies zu, so ergibt 
sich die rechtliche Bedeutungslosigkeit der angeb- 
lichen Aiinahmeerklärung durch folgende Argumen- 
tation: 

Nach der im § 8 des Gesetzes unter Nr. 1 auf- 
geführten Voraussetzung darf die Aushändigung der 
Urkunde oder besser die Verleihung der Naturalisation 
nur erfolgen, wenn der Naturalisationserwerber nach 
den Gesetzen seiner bisherigen Heimat dispositions- 
fähig ist. Gesetzt nun den Fall, es würde bei der 
Verleihung in diesem Punkte ein Irrtunj unterlaufen, 
der sich ja in mannigfacher Weise denken lässt, es 
sei also der Naturalisationserwerber zur Zeit der Ver- 
leihung nicht dispositionsfähig gewesen. Die Rechts- 
lage wäre unter der angegebenen Voraussetzung diese : 
der Irrtum könnte nachträglich nicht geltend gemacht 



- 45 - 

werden, die Verleihung würde also zu Recht besteben. 
Hier einen Vertrag zwischen Staat und Einzelperson 
zur Begründung der Naturalisation annehmen, hiesse 
der Erklärung eines Dispositionsunfähigen rechts- 
erzeugende Kraft zuschreiben. Das aber bedeutete 
einen Verstoss gegen den allgemeinen Rechtsgrund- 
satz, dass eine rechtlich bedeutsame Willenserklärung 
nur von einer dispositionsfähigen Person abgegeben 
werden kann. Man würde demgemäss zu dem Resultat 
gelangen, dass die Annahn^e der Urkunde als eine 
rechtserhebliche Willenserklärung des Empfängers 
nicht angesehen werden könnte. Würde aber in diesem 
Falle der Annahme der Urkunde eine solche Be- 
deutung nicht beizumessen sein, so dürfte unbedenk- 
lich daraus entnommen werden, dass es sich in jedem 
Falle der Verleihung so verhält. 

Es fragt sich nur, ob die Voraussetzung dieser 
Argumentation zutreffend ist, dass nach einmal erfolgter 
Naturalisation deren nachträgliche Annullierung wegen 
Fehlens der gesetzlichen Erfordernisse nicht statthaft 
ist. In der Praxis ^) und fast einstimmig auch in der 
Doktrin *) wird dies angenommen. Auf Widerspruch 
stösst man in der letzteren insbesondere bei Land- 
graf ä). Er führt dagegen an, dass, wenn das Gesetz 
auch besondere Bestimmungen über die Nichtigkeit 
der Naturalisation nicht getroffen habe, eine Nichtig- 
keitserklärung darum nicht ausgeschlossen sei; dass 



1) EntscheiduDgen dies Oberverwaltungsgerichtes Bd. XIII 
S. 408 und XXVIl S. 410. 

2) Laband I S. 156; Seydel in Annalen 1876 S. 142; 
V. Rönne II S. 18; Georg Meyer, Verwaltungsrecht I § 43 
S. 152; Bornhak I S. 252. 

3) in Annalen 1876 S. 1029; gleichfalls widersprechend 
V. Sarwey I S. 163/164. 
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das Gesetz eine solche kenne, zeige sich bei dem Er- 
werbsgrunde der Verheiratung, wo durch Erklärung 
der Ehenichtigkeit gleichsam a«ch der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit für ni<^tig erklärt werde; eine 
ausdrückliche Vorschrift über die Nichtigkeitserklärung 
der Naturalisiction erübrige sich im Hinblick auf § 8 
des Gesetzes, in dem über die Aushändigung der ür 
kande bestimmte Vorschriften gegeben und das Wirk- 
samwerden der Naturalisation von ihrer Befolgung ab- 
hängig gemacht sei. 

Um an das letzte Argument anzuknüpfen, so ist 
in § 8 des Gesetzes bestimmt, dass die Naturalisation 
nur unter den daselbst aufgeführten Voraussetzungen 
erteilt werden darf. Mit dem Worte „darf" in nega- 
tivem Gebrauch ist allerdings die rechtliche Unzulässig- 
keit des Geschehens ausgedrückt, die Folge des Zu- 
widerhandelns jedoch nicht berührt. Der Rechtsakt, 
von dem gesagt wird, dass er nicht (oder nur) vor- 
genommen werden darf, ist wirksam; er zieht nur für 
denjenigen, der ihn der Vorschrift zuwider vorgenommen 
hat, andere Nachteile nach sich. Ein Gesellschafter 
einer offenen Handelsgesellschaft darf z. B. ohne Ein- 
willigung der anderen Gesellschafter gewisse Hand- 
lungen nicht vornehmen. Nimmt er sie dennoch vor, 
so sind sie deshalb nicht unwirksam, nur eine Schadens- 
ersatzpflicht entsteht für ihn. Würde man auch weiter- 
hin Landgraf darin folgen wollen, dass dem Gesetz 
eine Nichtigkeitserklärung nicht fremd ist, so folgt dar- 
aus noch keineswegs, dass eine solche für den Ver- 
leihungsakt zulässig ist. Ob eine solche statthaft ist, 
wird bei dem Mangel einer ausdrücklichen Bestimmung 
durch Auslegung festgestellt werden müssen. Die 
Entstehungsgeschichte in dieser Hinsicht ist folgende: 

Der Entwurf des Gesetzes kannte die Verleihung 
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mittelst der Naturalisationsurkunde einer höheren Ver- 
waltungsbehörde, die dem Angehörigen eines anderen 
Bundesstaates erteilt werden musste, dem Ausländer 
unter gewissen Bedingungen erteilt werden durfte *). 
Bei der zweiten Beratung sollte der Erwerb der Staats- 
angehörigkeit 'nach dem Antrage Braun an die Tat- 
sache der Niederlassung in Verbindung mit einem be- 
züglichen Antrage und einer Aufnahmebescheinigung 
der Ortsbehörde geknüpft werden*). In der Plenar- 
sitzung vom 10. März 1870*) fand der Staatsminister 
Delbrück gegen die Beschränkung des Ausdruckes 
„Naturalisationsurkunde" auf Ausländer nichts zu er- 
innern, betonte aber, dass der Erwerb seitens eines 
Bundesangehörigen nicht von einer blossen Aufnahme- 
bescheinigung der Ortsbehörde, sondern von einer 
förmlichen Aufnahmeurkunde der höheren Verwaltungs- 
behörde abhängig gemächt werden müsse; denn in 
jenem Falle würden alle Eonsequenzen, die sich an 
etwaige Irrtümer des Schulzen, insbesondere auch 
darüber, ob der Anziehende auch wirklich Bundes- 
angehöriger sei, knüpfen könnten, nachträglich aus- 
zutragen sein, falls es etwa jemandem einfallen sollte, 
letzere Eigenschaft für den Zeitpunkt der Meldung 
zu bestreiten. „Diese Schwierigkeit", erklärte er, „wird 
von vornherein abgeschnitten, wenn man eine Auf- 
nahmeurkunde erteilt." Das Plenum gab dieser 
Mahnung nicht sofort nach. Erst in der dritten Be- 
ratung in der Sitzung vom 20. Mai 1870 wurde auf 
nochmalige Empfehlung des Ministers die heutige 



1) Reichstagsverhandlungen von 1870, Band III, Akten- 
stück 1 1 , S. 153. 

2) Reichstagsverhandlungen von 1870, Aktenst. 45, S. 255. 

3) wie vor S. 259. 
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Fassung des Gesetzes angenommen ^), der zufolge die 
Naturalisations- bezw. Aufnahmeurkunde von der 
höheren Verwaltungsbehörde ausgestellt werden. 

Es kann nach diesen vom Reichstage endlich 
befolgten Empfehlungen des Bundeskommissars keinem 
Zweifel unterliegen, dass die vorgeschriebene Form 
der Verleihung — Urkunde der höheren Verwaltungs- 
behörde und Erwerb der Rechte und Pflichten durch 
deren Aushändigung — lediglich deshalb gewählt 
worden ist, damit jede fernere Prüfung ausgeschlossen 
werde, ob die tatsächlichen Voraussetzungen zur Zeit 
der Verleihung vorhanden waren. Diese Verhand- 
lungen beziehen sich allerdings auf die Aufnahme- 
urkunde, sind nicht über die Naturalisationsurkunde 
geführt worden. Das verschlägt jedoch nichts. Die 
aus den Verhandlungen sich ergebende Folgerung der 
Unzulässigkeit nachträglicher Annullierung der Auf- 
nahme darf unbedenklich auch für die Naturalisation 
in Anspruch genommen werden, denn die zweifache 
Bezeichnung als Naturalisations- und Aufnahmeurkunde 
deutet lediglich auf eine Verschiedenheit in den Eigen- 
schaften der Empfänger hin, nicht auf eine solche in 
der Art ihrer rechtlichen Wirksamkeit. Diese ist bei 
beiden ebenso die gleiche wie die materiellen Wirkungen; 
beide Urkunden begründen durch die Aushändigung 
sowohl die Staats- als auch die Reichsangehörigkeit, 
falls nämlich letztere nicht schon vorhanden ist — 
wie im Falle des § 7 — Verleihung der Staatsangehörig- 
keit an Angehörige anderer Bundesstaaten ^). 

Geht man auf die ratio legis zurück, so wird 



1) wie vor S. 1078. 

2) Entscheidung des OberverwaltuDgsgerichtes Bd. XXVII 
S. 413, 
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man sagen müssen, dass es nimmer in der Absieht 
des Gesetzgebers liegen konnte, dem vollendeten 
Naturalisationsakte eine andere rechtliche Wirkung 
als diejenige der Unanfechtbarkeit beizulegen. Mit 
Rücksicht einerseits auf die weittragenden Folgen für 
den Status der Naturalisierten und zahlreichen Be- 
gründungen von Rechtsverhältnissen im öffentlichen 
und Familien- und Vermögensrecht, welche sich an 
die Erteilung der Staatsangehörigkeit knüpfen, ander- 
seits im Hinblick auf die unvermeidlichen Konsequenzen, 
welche sich aus einer nachträglichen Annullierung 
der Naturalisation ergeben würden, musste für ihn 
die legislatorische Forderung hervortreten, den Zeit- 
punkt des Eintritts des neuen Status definitiv zu 
bestimmen. Treffend bemerkt hierzu das Preussische 
Oberverwaltungsgericht ^) : „Die Beurteilung der kon- 
kreten tatsächlichen Voraussetzungen einer Natura- 
lisation unterliegt nach Zeit, Ort, Person und Um- 
ständen so variablen Gesichtspunkten, dass der recht- 
liche Status aller naturalisierten Untertanen in einen 
unsicheren und prekären Zustand geraten würde, wenn 
auf ungemessene Zeit hinaus durch eine nachträgliche 
Korrektur der Aufsichtsbehörde die Staatsangehörig- 
keit lästig gewordener Personen wieder aufgehoben 
werden könnte. Die Folge wäre, dass dadurch eine 
Verwirrung in alle inzwischen begründeten Rechts- 
verhältnisse der Beteiligten wie dritter Personen ge- 
bracht werden würde." Die gleichen Erwägungen 
mussten den Gesetzgeber dazu führen, die Gründe 
des Verlustes der Staatsangehörigkeit auf eine Reihe 
genau bestimmter Vorgänge zu beschränken. Dies 
ist im § 13 des Gesetzes mit den Worten geschehen: 



1) Entscheidung Bd. XIII S. 418 ff. 
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„Die Staatsangehörigkeit geht fortan nur verloren: 
etc." Eine nachträgliche Wiederaufhebung der Natura- 
lisation, die sich doch auch als ein Verlustgrund der 
Staatsangehörigkeit darstellen würde, ist jedoch unter 
keinen der Verlustgründe des § 13 zu subsumieren, 
insbesondere nicht unter Nr. 2 daselbst, wo der Ver- 
lust der Staatsangehörigkeit durch Ausspruch der 
Behörde vorgesehen ist. Wenn die nachirägiiche Ent- 
ziehung der Staatsangehörigkeit im Wege der Super- 
revision sich auch durch Ausspruch der Behörde voll- 
ziehen müsste, so kann dieser Ausspruch der Behörde 
kein solcher im Sinne des § 13 Nr. 2 sein, denn dort 
ist, wie durch Hinweis ausdrücklich hervorgehoben 
ist, der Behörde eine Befugnis zur Entziehung der 
Staatsangehörigkeit nur in den Fällen der §§ 20 und 
22 eingeräumt d. i. im Falle des Ungehorsams von im 
Ausland befindlichen Deutschen gegenüber einer Auf' 
forderung des Staates zur Rückkehr bei Krieg oder 
Kriegsgefahr oder zum Austritt aus fremden Staats- 
diensten. Also fällt die Nichtigkeitserklärung einer 
einmal vollzogenen Naturalisation nicht darunter. 

Nach alledem erscheint es mir unbestreitbar, 
dass eine nachträgliche Annullierung der Natura* 
lisation wegen Fehlens der gesetzlichen Voraus- 
setzungen für deren Verleihung nach dem Gesetz vom 
1. Juni 1870 ausgeschlossen ist, dass also die einmal 
vollzogene Naturalisation endgültig den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit begründet. Die auf dieser Vor- 
aussetzung beruhende Argumentation ist demnach auf 
sicherer Grundlage aufgebaut. Als sicher erweist 
sich daher auch das Resultat: dass die Annahme der 
Urkunde keine rechtserhebliche Willenserklärung ent- 
halten kann. 

Dieses Ergebnis wird um so mehr Anspruch auf 
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Richtigkeit erheben können, als das Gesetz auch ander 
wärts den Willen des einzelnen zurücktreten lässt. So 
in dem Falle des § 13 Nr. 3. Hiernach soll der Ver- 
lust der Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen Aufent- 
halt im Auslande eintreten. Eine zweifache Kon- 
struktion dieses Verlustgrundes Hesse sich denken: 

1. Sie beruht auf der Tatsache des ununter- 
brochenen Aufenthaltes, 

2. Sie wird bewirkt durch den Willen des von 
dem Verlust Betroffenen, nämlich durch stillschweigen- 
den Verzicht, der durch das zehnjährige Fernbleiben 
von dem Heimatstaate kundgegeben wird. 

Beide Deutungen sind der Bestimmung des § 13 
Nr. 3 in der Doktrin ^) und Praxis *) gegeben worden. 
Es würde zu weit führen, hier zum Gegenstande einer 
Untersuchung zu machen, ob die eine oder die andere 
Konstruktion, die mangels positiver gesetzlicher Be- 
stimmung sich auf Auslegung gründen muss, die 
richtige ist. Es mag hier nur festgestellt werden, 
dass die herrschende Meinung in der Literatur und 
Praxis dahin geht, dass der Verlust der Staats- 
angehörigkeit in diesem Fall lediglich durch die Tat- 
sache des ununterbrochenen Aufenthaltes im Auslande 
bewirkt wird und nicht auf der Annahme eines still- 



1) Für Verzicht in der Doktrin : Cahn S. 154 ff.; v. Rönne 
II S. 32 Nr. Ib; Landgraf in Annalen 1870 S. 645. — Gegen 
Verzicht in der Doktrin : LabandlS. 163 2; Seydel in Annalen 
1883 S. 582; v. Sarwey I S. 172; Bornhak I S. 266; Georg 
Meyer, Staatsrecht 8.210 2». 

2) Für Verzicht in der Praxis: das Reichsamt des Innern 
(s. bei Laband I S. 163 2). — Gegen Verzicht in der Praxis: 
das Oberverwaltungsgericht in der Entscheidung Bd. XXXVIII 
S. 393 und das Reichsgericht in den Entscheidungen für Straf- 
sachen Bd. XXVI S.427; Bd. XXVIII S. 25; Bd. XXX S. 297 u. 326. 
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schweigenden Verzichtes beruht. Auch hier spielt 
demnach der Wille des einzelnen keine rechtsbedeut- 
same Rolle. 

Fassen wir die gesamten Erörterungen dieses 
Abschnittes zusammen, so lautet das Ergebnis: 

Nach allgemeinen rechtlichen Gesichtspunkten 
und nach der Konstruktion des Gesetzes vom 1. Juni 
1 870 kann bei der Naturalisation der*Wille des Natura- 
lisationserwerbers nicht schöpferisch mitwirken. 



§ 6- 
Die Naturalisation als Hoheitsakt. 

Das soeben gewonnene Ergebnis gestattet folgende 
Deduktion : Wenn der Wille des Naturalisationserwer- 
bers bei der Naturalisation rechtsbegründend nicht 
wirken kann, so ist es nicht möglich, dass die Natura- 
lisation auf einem Vertrage zwischen dem Staat und 
ihm beruhen kann. Wenn aber die Vertragskonstruk- 
tion nicht Platz greifen kann, so muss bei der rechts- 
geschäftlichen Natur des Verleihungsvorganges die 
Naturalisation ein Hoheitsakt sein^). 

Damit erübrigt sich eigentlich ein weiteres Ein- 
gehen auf die Streitfrage. Gleichwohl soll noch der 
direkte Nachweis versucht werden, dass die Willens- 
erklärung des Staates allein die Naturalisation be- 
gründen muss. 

Mit Rücksicht darauf, dass im öffentlichen Recht 
dem Willen des einzelnen nur ausnahmsweise rechts- 
erzeugende Kraft zuerkannt ist, glaubt Radnitzky 
diesen Nachweis dadurch zu erbringen, dass er der 

1) 8. 0. § 4. 



1 
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Vertragstheorie die Beweislast für ihre Ansicht auf- 
bürdet und bis zur Erbringung des Nachweises eine 
Präsumtion für die Richtigkeit der Theorie vom Hoheits- 
akt aufstellt. Dabei ist jedoch von Radnitzky ver- 
kannt, dass es sich hier gar nicht um „beweisen" 
handelt. „Beweisen" kann man nur eine streitige 
Behauptung, eine streitige Rechtsansicht lässt sich 
nur „begründen", und lediglich eine streitige Rechts- 
ansicht steht hier in Frage. Diese Argumentation ist 
somit verfehlt. Auch mit den psychologischen Er- 
örterungen Radnitzkys kommt man nicht weiter, 
sie erbringen keinen logischen Nachweis. Abgesehen 
davon sind die vorgebrachten psychologischen Momente 
nicht sämtlich einwandfrei. Er bezeichnet den staat- 
lichen Willen als die Resultante aus dem Widerstreit 
der verschiedensten Interessen und Meinungen. Zu 
Unrecht stellt er ihn deshalb in einen Gegensatz mit 
dem menschlichen Willen; auch bei dem Willen des 
Individuums kann dies der Fall sein. 

Milner, Zorn und Dantscher von Kolles- 
berg finden ein für das hoheitliche Handeln des 
Staates bei dem Naturalisationsakt sprechendes Moment 
darin, dass es dem Ermessen des Staates unterliegt, 
wem er die Aufnahme unter seine Angehörigen ge- 
währen oder versagen will, dass es einen Anspruch 
auf Naturalisation grundsätzlich für niemanden gibt. 
Dieser Schluss auf den rechtlichen Charakter des 
Naturalisationsvorganges ist m. E. nicht stichhaltig. 
Mit Lab an d^) dürfte dem entgegen zu halten sein: 
„Dann sind wohl auch Kauf und Miete keine Rechts- 
geschäfte ?" 2), denn wenn überall da ein einseitiges 



1) 2. Aufl. I S. 157 ». 

2) besser: zweiseitige Rechtsgeschäfte. 



- 54 - 

Rechtsgeschäft vorliegen soll, wo der um Vornahme 
eines Rechtsgeschäftes Angegangene das Ersuchen 
nach Belieben abweisen oder annehmen kann, dann 
gehören auch Kauf und Miete unter die Kategorie 
der einseitigen Rechtsgeschäfte, da sowohl der Ver- 
käufer wie der Vermieter die Vornahme des Kauf- 
oder Mietgeschäftes nach Belieben bewirken oder ab- 
lehnen kann. Zorn erwidert auf diesen Einwand'): 
^Allerdings sind sie dies (nämlich Kauf und Miete 
zweiseitige Rechtsgeschäfte), da jeder bürgerlich 
Rechtsfähige kauf- und mietberechtigt ist; naturali- 
sationsberechtigt ist aber niemand." Damit erledigt sich 
der Einwand jedoch keineswegs. „Berechtigt" ist gleich- 
bedeutend mit „Anspruch haben, erzwingen können**. 
In diesem Sinne ist gewiss keiner naturalisations- 
berechtigt, ebenso sicher aber auch keiner kauf- und 
mietberechtigt. Es müsste, wollte man letzteres an- 
nehmen, für den Verkäufer und Vermieter ein Kon- 
trahierungszwang gesetzlich statuiert sein. Ein solcher 
Zwang besteht jedoch nicht. Ein Grundpfeiler des 
bürgerlichen Rechtes ist der Grundsatz der Vertrags- 
freiheit: Niemand kann einen andern zum Abschluss 
eines Vertrages zwingen*). 

Aus dem Umstände, dass der Staat über das 
Aufnahmeersuchen des Naturalisationserwerbers nach 
Belieben befinden kann, lässt sich daher m. E. nichts 
für die rechtliche Natur des Naturalisationsaktes her- 
leiten. 

Man wird zurückgehen müssen auf den Begriff 



1) I S. 357 Anm. 14. 

2) Von diesem Grundsatz gibt es vereinzelte Ausnahmen. 
So existiert z. B., wie bereits früher bemerkt, ein Rontrahierungs- 
zwang für die £isenbahn etc. 
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des Hoheitsaktes und zu prüfen haben, ob die Natura- 
lisatton dessen begriffliche Merkmale besitzt. 

Hoheitsakt ist eine Handlung des Staates auf 
Grund eines Hoheitsrechtes; Hoheitsrecht ist Herr- 
schaft; herrschen heisst alleinbestimmend auf einen 
andern einwirken. Handelt der Staat in dieser Weise 
bei der Naturalisation? Die Beantwortung nötigt zur 
Erledigung der Vorfrage: Wann tritt der Staat über- 
haupt herrschend auf? Stände heute noch das System 
der Hoheitsrechte in Geltung, so wäre die Frage schnell 
beantwortet. Da hiernach die Staatsgewalt als eine 
Summe von Einzelbefugnissen erschien, die festzustellen 
Sache der Staatsrechtslehre war, würde man nur zu 
untersuchen haben, ob die Verleihung der Staats- 
angehörigkeit als ein Hoheitsrecht anerkannt wäre. 
Allein heute ist mit diesem System der Hoheitsrechte 
aufgeräumt, und deshalb findet sich nirgends aus- 
gesprochen, dass der Staat gerade bei der Natural!- 
sation als Herrscher auftritt. Heute ist die Auffassung 
von der Staatsgewalt eine ganz andere geworden. 
Man legt dem Staatswillen, wie früher dargelegt*), 
ganz allgemein die Eigenschaft bei, auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes dem Bürger gegenüber mass- 
gebend, bestimmend zu sein ^). Die Frage, wann der 
Staat als Herrscher auftritt, beantwortet sich also da- 
hin: Sobald er öffentlichrechtlich handelt, sofern er 
sich nicht selbst beschränkt und dadurch seinen 
Willen dem des einzelnen gleichgestellt hat. Ob der 
Staat bei der Naturalisation herrschend auftritt, wird 



1) s. oben S. 31. 

2) Den Schutz des einzelnen gegenüber dieser weitgehen- 
den Macht des Staats willens sucht man in der Zuständigkeits- 
verteilung zwischen Gesetz und Regierung, derzufolge Zwangs- 
wirkung nur dem Gesetz vorbehalten ist. 
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sich bei dieser Auffassung von der Staatsgewalt da- 
nach richten, ob der Staat 

a) bei der Naturalisation öffentlich-rechtlich 
handelt, und wenn dies der Fall ist, ob er nicht 

b) der Macht seines Willens gerade für den Fall 
der Naturalisation Schranken angelegt hat. 

Es ist früher bereits erwähnt worden^), dass die 
Naturalisation auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes 
liegt. Ist dies aber der Fall, so wird der Staat bei 
ihr auch öffentlich rechtlich tätig. Dies ergibt sich 
auch aiis folgender Erwägung: der Staat handelt ent- 
weder öffentlich-rechtlich oder zivilrechtlich. Zivil- 
rechtlich handelt er, wenn er tut, was auch ein Pri- 
vater tun könnte. Die Verleihung der Staatsangehörig- 
keit liegt aber offenbar nicht im Beireiche der Mög- 
lichkeit eines Privaten. 

Ist hiernach die Tätigkeit des "Staates bei der 
Naturalisation öffentlich-rechtlicher Art, so fragt sich 
weiter, ob er nicht gerade für diesen Fall die einseitig 
bestimmende Kraft seines Willens beschränkt hat. 
Dass eine entsprechende rechtliche Bestimmung nirgends 
zu finden ist, wurde früher schon bemerkt*). 

Unter diesen Umständen muss der Staat bei der 
Verleihung der Staatsangehörigkeit als Herrscher er- 
scheinen, die Naturahsation daher ein Hoheitsakt sein. 

Hierfür spricht auch, wie Zorn und Dantscher 
von Kollesberg zutreffend hervorheben, dass in 
einer Reihe anderer Staaten die Vertragsnatur der 
Naturalisation sogar ausdrücklich von dem Gesetzgeber 
abgelehnt worden ist. So kann die Aufnahme in den 
englischen Staatsverband noch heute im Wege der 



1) s. oben S. 9. 

2) s. oben S. 33. 
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Privat-Bill-Gesetzgebung vorgenommen werden*). In 
Frankreich geschieht sie durch Dekret des Staatsober- 
hauptes *). Nach dem Grundgesetz von Dänemark kann 
kein Ausländer das Einbürgerungsrecht anders als 
durch ein Gesetz erhalten, welches für jeden einzelnen 
Fall nachgesucht werden muss*). In Italien kann die 
Naturalisation nur durch Gesetz oder Königliche Ver- 
ordnung, die für jeden Fall besonders zu erlassen 
sind, bewirkt werden*). In Spanien erfordert die 
Naturalisation in jedem Fall ein Gesetz oder eine 
Königliche Verordnung^). In den Niederlanden wird 
für die Naturalisation ein Gesetz verlangt <*). Die Auf- 
zählung Hesse sich noch weiter führen. Hier kann 
kein Zweifel sein, dass die Naturalisation ein Hoheits- 
akt ist, denn als Gesetzgeber tritt der Staat immer 
herrschend auf, oder man müsste annehmen, dass es 
sich in diesen Fällen um ein formelles Gesetz handelt, 
d. h. ein Gesetz, welches keine Normsetzung zum 
Gegenstande hat, und damit der m. E. nicht zutreffen- 
den^) Unterscheidung zwischen formellen und materi- 
ellen Gesetzen beipflichten. 



1) Hatschek, Staatsrecht des Königreichs England in 
Marquardsens Handhuch des öff. Rechtes, Bd. 4 S. 221. 

2) Lebon, Staatsrecht der franz. Republik, ebenda S. 26. 

3) Goos, Staatsrecht des Königr. Dänemark, ebenda S.S. 

4) Brusa, Staatsrecht des Königr. Italien, ebenda S. 27. 

5) Torres Campos, Staatsrecht des Königr. Spanien, 
ebenda S. 10. 

6) de Hartog, Staatsrecht des Königr. der Niederlande, 
■ebenda S. 10. 

7) Über die Stichhaltigkeit der Unterscheidung wird in 
der Wissenschaft lebhaft gestritten. Für die hier vertretene 
Meinung: Zorn I S. 439 ff. und die daselbst genannten Schrift* 
steller; auch Löniug S. 227 Anm. 2: „Diese ganze Doktrin be- 
ruht auf einem offenbaren Trugschluss. Sie behauptet, dass 
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Die Aofnahme. 

Als Aufnahme bezeichnet das Gesetz die Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit an einen Deutschen. 
Es fragt sich, ob ihre rechtliche Natur dieselbe ist, 
wie die der NaturalisatioiL Aufiiühme und Naturali- 
sation unterscheiden sidi nur in einem Punkte, näm- 
lich darin, dass bei Vorliegen der in § 7 des Gesetzes 
aufgestauten Voraussetzungen (Niederlassung, unein- 
geschränkte Freizügigkeit) ein Anspruch auf Aufnahme 
gegen den Staat besteht, während bei der Naturali- 
sation ein Anspruch nicht gewährt ist. Es steht da- 
her für die Aufnahme noch zur Erwägung: 

Folgt aus dem Anspruch des Individuums gegen 
den Staat, dass sein Wille bei der Begründung der 
Staatsangehörigkeit Rechtswirkung hat? 

Da Anspruch die Folge einer Rechtsbefugnis ist, 
eine solche also zur Voraussetzung hat, lässt sich die 
zu entscheidende Frage so formulieren: 

Wird da, wo eine Rechtsbefugnis vorliegt, immer 
auch der Wille als rechtlich bedeutsam anerkannt? 



Gesetzen, deren Inhalt ein Verwaltungtfakt sei, nur eine for- 
melle Gesetzeskraft zukomme. Daraas zieht sie den Schluss, 
dass auch die Rechtssätze, welche die Rechtsregel enthalten: 
,Bestimmte Willenserklärungen sind als Gesetze zu erlassen- 
nicht materielle Gesetzeskraft haben und die Regierung nicht 
binden, wenn ein solches Gesetz nicht zustande kommt. Mit 
anderen Worten: Diese Theorie schreibt der Regierung im 
Widerspruch mit dem klaren Verfassungsrecht die Befugnis zu, 
durch. Verwaltungsakte Rechtssätze, die durch Gesetz erlassen 
sind, ohne Mitwirkung der Volksvertretung im einzelnen Fall 
ausser Anwendung zu setzen.^ 
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Oder, da die Fähigkeit, Träger von Rechtsbefugnissen 
zu sein, zur „Rechtsfähigkeit" gehört und die Anerken- 
nung des Willens als rechtlich bedeutsam „Handlungs- 
fähigkeit" ist: 

Ist derjenige, der Rechtsfähigkeit besitzt, immer 
auch handlungsfähig? 

Dass die Frage zu verneinen ist, dürfte näher 
zu begründen nicht erforderlich sein. Die auf die 
Naturalisation bezüglichen Erörterungen treffen dalier 
auch für die Aufnahme zu; auch sie ist deshalb ein 
Hoheitsakt. 



Thesen. 



1. Die Begriffe „Vertrag" und „Einigung" im 
BGB. sind identisch. 

2. Die Legislaturperiode des Reichstages beginnt 
mit dem Tage der Wahlen. 

3. Gegenüber Angriffen von Tieren ist die Be- 
rufung auf § 53 StrGB. (Notwehr) ausgeschlossen. 



Lebenslauf. 



Am 25. Oktober 1880 wurde ich zu Düsseldorf 
als Sohn des Architekten Franz Josef Baumhögger 
und seiner Ehefrau Sophia geb. Hinkens geboren. 
Seit 1 891 besuchte ich das Gymnasium meiner Vater- 
Stadt und bezog Ostern 1900 nach bestandener Reife- 
prüfung die Universität Bonn, um mich dem Studium 
der Rechts- und Staatswissenschaften zu widmen. Am 
30. Mai 1903 bestand ich in Cöln die erste juristische 
Prüfung, wurde hierauf zum Referendar ernannt und 
trat am 15. Juni meinen Vorbereitungsdienst an. Nach 
Vorlegung vorstehender Dissertation legte ich am 
28. September 1906 das Examen rigorosum vor der 
juristischen Fakultät der Rheinischen Friedrich -Wil- 
helms-Universität ab. 

Während meiner Studienzeit hörte ich folgende 
Herren Professoren in ihren juristischen und staats- 
wissenschaftlichen Vorlesungen und Übungen: 
Bergbohm, Cosack, Crome, Gothein, Krüger, 
Landsberg, Loersch, Pelman, Pflüger, Seuf- 
fert t, Zitelmann und Zorn. 

Es ist mir ein Bedürfnis, meinen Lehrern für 
mannigfache Anregung und Förderung in meinen Stu- 
dien an dieser Stelle zu danken, besonders den Herren 
Geh. Regierungsrat Prof, Dr. Bergbohm und Geh. 
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Justizrat Prof. Dr. Zorn, deren Unterstützung mir bei 
vorstehender Arbeit zuteil wurde. Den Vorlesungen 
und Übungen des letzteren verdanke ich auch ein 
reges Interesse an den Fragen des öffentlichen Rechtes 
und weiterhin die Anregung zu der vorstehenden 
Arbeit. 



J 



